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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes, 
des Bundeskindergeidgesetzes, des Einkommensteuergesetzes 
und anderer Gesetze 

(Steueränderungsgesetz 1977 — StÄndG 1977 — ) 


A. Zielsetzung 

Weitere Verminderung der Haushaltsdefizite ab 1978. 

Verbesserungen des Kindergeldes für Familien mit mehreren 
Kindern. 

Erleichterungen bei der Einkommen- und Lohnsteuer. 
Entlastungen im Bereich der ertragsunabhängigen Steuern. 


B. Lösung 

Anhebung des allgemeinen Umsatzsteuersatzes von 11 v. H. auf 
13 V. H. und des ermäßigten Umsatzsteuersatzes von 5,5 v. H. 
auf 6,5 V. H. 

Erhöhung des Kindergeldes für das zweite Kind von 70 DM auf 
80 DM und für jedes weitere Kind von 120 DM auf 150 DM. 

Anhebung der Hödistbeträge bei den Sonderausgaben und der 
Vorsorgepauschale. 

Abzugsbetrag von 600 DM jährlich für unterhaltsverpflichtete 
geschiedene und getrennt lebende Eltern sowie unterhaltsver- 
pflichtete Eltern nichtehelicher Kinder. 

Einführung bzw. Erhöhung von Freibeträgen bei der Gewerbe- 
steuer. 

Senkung der Vermögensteuersätze. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Das Gesetz führt insgesamt per Saldo zu folgenden Steuermehr- 
einnahmen: 

1978 5 360 Millionen DM 

1979 6 463 Millionen DM 

1980 7 655 Millionen DM 

Kosten entstehen durch die Ausführung des Gesetzes nicht. 


2 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/292 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
14 (44) — 522 00 — Ste 82/77 


Bonn, den 16. April 1977 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes, des Bundeskindergeldgesetzes, 
des Einkommensteuergesetzes und anderer Gesetze (Steueränderungsgesetz 1977 
— StÄndG 1977 — ) mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Vorlage ist dem Bundesrat am 25. März 1977 als besonders eilbedürftig zu- 
geleitet worden. 


Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unverzüg- 
lich nachgereicht. 


Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes, 
des Bundeskindergeldgesetzes, des Einkommensteuergesetzes 
und anderer Gesetze 

(Steueränderungsgesetz 1977 — StÄndG 1977 — ) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Umsatzsteuergesetz 

§ 1 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 16. November 1973 (BGBL I 
S. 1681), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Ein- 
führungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. De- 
zember 1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „elf vom Hun- 
dert" durch die Worte „dreizehn vom Hun- 
dert" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „fünfundein- 
halb vom Hundert" durdi die Worte „sechs- 
undeinhalb vom Hundert" ersetzt. 

2. In § 24 Abs. 1 erhalten die Sätze 1 bis 4 folgende 

Fassung: 

„Für die im Rahmen eines land- und forstwirt- 

sdiaftlidien Betriebs ausgeführten Umsätze wird 

die Steuer wie folgt festgesetzt: 

1. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
von forstwirtsdiaftlidien Erzeugnissen, aus- 
genommen Sägewerkserzeugnisse, auf fünf 
vom Hundert, 

2. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
der in der Anlage 1 aufgeführten Sägewerks- 
erzeugnisse und für die sonstigen Leistungen 
auf sieben vom Hundert, 

3. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
der in der Anlage 1 nicht aufgeführten Säge- 
werkserzeugnisse und Getränke sowie von 
alkoholischen Flüssigkeiten auf dreizehn vom 
Hundert und 

4. für die übrigen Umsätze im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 

im Kalenderjahr 1978 auf achtundeinhalb vom 
Hundert, 

im Kalenderjahr 1979 auf acht vom Hundert, 


im Kalenderjahr 1980 auf siebenundeinhalb 
vom Hundert, 

der Bemessungsgrundlage. Die Befreiungen 
nach § 4 mit Ausnahme der Nummern 1 bis 
5 bleiben unberührt; § 9 findet keine Anwen- 
wendung. Für die Ausfuhrlieferungen und 
die im Ausland bewirkten Umsätze der in 
Satz 1 Nr, 3 bezeidineten Gegenstände er- 
mäßigt sich die Steuer wie folgt: bei Säge- 
werkserzeugnissen auf sieben vom Hundert, 
bei Getränken und alkoholischen Flüssigkei- 
ten 

für das Kalenderjahr 1978 auf achtundeinhalb 
vom Hundert, . 

für das Kalenderjahr 1979 auf acht vom Hun- 
dert, 

für das Kalenderjahr 1980 auf siebenundein- 
halb vom Hundert 

der Bemessungsgrundlage. Die Vorsteuer- 
beträge werden, soweit sie den in Satz 1 Nr. 1 
bezeichneten Umsätzen zuzurechnen sind, auf 
fünf vom Hundert, in den übrigen Fällen des 
Satzes 1 auf sieben vom Hundert der Bernes- 
sungsgrundlage für diese Umsätze festge- 
setzt." 

3. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 12 wird folgender Absatz 13 
eingefügt: 

„(13) Die Vorschrift des § 12 in der Fas- 
sung des Artikels 1 § 1 des Steueränderungs- 
gesetzes 1977 vom 197 . . (BGBl. S. . . .) 

ist auf Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 anzuwenden, die nach dem 31. Dezem- 
ber 1977 ausgeführt werden." 

b) Die bisherigen Absätze 13 bis 17 werden Ab- 
sätze 14 bis 18. 

c) Der neue Absatz 16 wird wie folgt geändert: 

aa) In der Nummer 4 werden die Buchstaben 
c, d und e gestrichen und der Beistrich am 
Schluß des Buchstabens b durch einen 
Strichpunkt ersetzt. 

bb) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Absatz 1 in der Fassung des Arti- 
kels 1 § 1 des Steueränderungsgeset- 
zes 1977 vom 1977 (BGBl. IS....) 

auf Umsätze, die nach dem 31. De- 
zember 1977 ausgeführt werden;". 
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d) Der neue Absatz 18 erhält folgende Fassung: 

„(18) Nummer 37 a der Anlage 1 (zu § 12 
Abs. 2 Nr. 1) ist auf Umsätze im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr, 1 und 2 anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1974 ausgeführt werden." 

4. Dem § 29 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Beruht die Leistung auf einem Vertrag, der 
vor dem 1. Oktober 1977 abgeschlossen worden 
ist, so kann, falls auf Grund der Änderung die- 
ses Gesetzes auf den Umsatz ein höherer Steuer- 
satz anzuwenden ist, der eine Vertragsteil von 
dem anderen einen entsprechenden Ausgleich 
der umsatzsteuerlichen Mehrbelastung verlan- 
gen. Das gilt nicht, soweit die Parteien etwas an^ 
der es vereinbart haben." 

5. In der Überschrift der Anlage 1 (zu § 12 Abs. 2 
Nr. 1) werden die Worte „fünfundeinhalb vom 
Hundert" durch die Worte „sechsundeinhalb vom 
Hundert" ersetzt. 


§ 2 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 16. November 1973 (BGBl. I 
S. 1681), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Ein- 
führungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. De- 
zember 1976 (BGBL I S. 3341), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 24 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die im Rahmen eines land- und forst- 
wirtschaftlichen Betriebs ausgeführten Umsätze 
wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

1. Für die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
von forstwirtschaftlichen Erzeugnissen, aus- 
genommen Sägewerkserzeugnisse, auf fünf 
vom Hundert, 

2. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
der in der Anlage 1 nicht aufgeführten Säge- 
werkserzeugnisse und Getränke sowie von 
alkoholischen Flüssigkeiten, ausgenommen 
die Ausfuhrlieferungen und die im Ausland 
bewirkten Umsätze, auf dreizehn vom Hun- 
dert, 

3. für die übrigen Umsätze im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 auf sieben vom Hundert 

der Bemessungsgrundlage. Die Befreiungen nach 
§ 4 mit Ausnahme der Nummern 1 bis 5 bleiben 
unberührt; § 9 findet keine Anwendung. Die Vor- 
steuerbeträge werden, soweit sie den in Satz 1 
Nr. 1 bezeichneten Umsätzen zuzurechnen sind, 
auf fünf vom Hundert, in den übrigen Fällen des 
Satzes 1 auf sieben vom Hundert der Bemes- 
sungsgrundlage für diese Umsätze festgesetzt. 
Ein weiterer Vorsteuerabzug entfällt. § 14 ist mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß der für den Um- 
satz maßgebliche Durchschnittsatz in der Rech- 
nung zusätzlich anzugeben ist. Abweichend von 


§ 15 Abs. 1 steht dem Leistungsempfänger der 
Abzug des ihm gesondert in Rechnung gestellten 
Steuerbetrages nur bis zur Höhe der für den 
maßgeblichen Umsatz geltenden Steuer zu." 

2, In § 27 wird dem Absatz 16 folgende Nummer 7 
angefügt: 

„7. Absatz 1 in der Fassung des Artikels 1 § 2 

des Steueränderungsgesetzes 1977 vom 

1977 (BGBl. IS. . .) auf Umsätze, die nach 
dem 31. Dezember 1980 ausgeführt werden." 

Artikel 2 
Bundeskindergeldgesetz 

In § 10 des Bundeskinidergeldgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1975 
(BGBl. I S. 412), zuletzt geändert durch Artikel 90 
des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 
14. Dezember 1976 pGBl. I S. 3341), werden die 
Zahl „70" durch die Zahl „80" und die Zahl „120" 
durch die Zahl „150" ersetzt. 


Artikel 3 
Einkommensteuergesetz 

Das Einkommenisteuergesetz 1975 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. September 1974 (BGBl. 
I S. 2165; 1975 I S. 422), zuletzt geändert durch Arti- 
kel II des Gesetzes vom 18. Februar 1977 (BGBl. I 
S. 297), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Ziffer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe b werden hinter dem Wort 
„Sachleistungen" die Worte „und Kin- 
derzuschüsse" eingefügt. 

bb) In Buchstabe c werden das Zitat „§ 1241" 
durch das Zitat „§ 1240",“ldas Zitat „§ 18" 
durch das Zitat „§ 17" und das Zitat 
„§ 40" durch das Zitat „§ 39" ersetzt. 

b) In Ziffer 5 werden das Wort „Ersatedienst- 
leistende" durch das Wort „Zivildienstlei- 
stende" und die Worte „Gesetzes über den 
zivilen Ersatzdienst" durch das Wort „Zivil- 
dienstgesetzes" ersetzt. 

c) In Ziffer 6 wird das Wort „Ersatzdienst- 
beschädigte" durch das Wort „Zivildienst- 
beschädigte" ersetzt. 

d) Ziffer 60 erhält folgende Fassung: 

„60. Leistungen aus öffentlichen Mitteln an 
Arbeitnehmer des Steinkohlen-, Pech- 
kohlen- und Erzbergbaus, des Braun- 
kohlentiefbaus und der Eisen- und 
Stahlindustrie aus Anlaß von Still- 
legungs-, Einschränkungs-, Umstel- 
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lungs- oder Rationalisierungsmaßnah- 
men;". 

e) In Ziffer 64 wird das Zitat „§ 2 Abs. 2" durch 
das Zitat „§ 54" ersetzt. 

2. Dem § 8 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei Arbeitnehmern, für deren Sachbezüge 
durch Rechts Verordnung nach § 17 Nr. 3 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch Werte be- 
stimmt worden sind, sind diese Werte maßge- 
bend." 


3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Ziffer 1 werden die Zahl „1 800" 
durch die Zahl „2 100" und die Zahl 
„3 600" durch die Zahl „4 200" ersetzt. 

bb) Ziffer 2 Satz 2 erhält die folgende Fas- 
sung: 

„Diese Beträge vermindern sich 

a) bei Arbeitnehmern um den vom Ar- 
beitgeber geleisteten gesetzlichen 
Beitrag zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung sowie um steuerfreie Zu- 
schüsse des Arbeitgebers im Sinne 
des § 3 Ziff. 62 Satz 2 und 3, 

b) bei Steuerpflichtigen, die während 
des ganzen Kalenderjahrs 

aa) in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung versicherungsfrei oder 
auf Antrag des Arbeitgebers 
von der Versicherungspflicht be- 
freit waren und denen für den 
Fall ihres Ausscheidens aus der 
Beschäftigung auf Grund des Be- 
schäftigungsverhältnisses eine 
lebenslängliche Versorgung oder 
an deren Stelle eine Abfindung 
zusteht oder die in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung nach- 
zuversichern sind, 

bb) nicht der gesetzlichen Renten- 
versicherungspflicht unterlegen, 
eine Berufstätigkeit ausgeübt 
und im Zusammenhang damit 
auf Grund vertraglicher Verein- 
barungen Anwartschaftsrechte 
auf eine Altersversorgung ganz 
oder teilweise ohne eigene Bei- 
tragsleistung erworben haben, 
cc) Einkünfte im Sinne des § 22 
Ziff. 4 bezogen haben, 

um 9 vom Hundert der Einnahmen 
aus der Beschäftigung oder Tätigkeit, 
höchstens des Jahresbetrags der 
Beitragsbemessungsgrenze in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung der 
Angestellten." 


b) Absatz 6 Ziff. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. bei Bausparverträgen (Absatz 1 Ziff. 3), 
wenn vor Ablauf von zehn Jahren seit 
Vertragsabschluß die Bausparsumme 
ganz oder zum Teil ausgezahlt, gelei- 
stete Beiträge ganz oder zum Teil zu- 
rückgezahlt oder Ansprüche aus dem 
Bausparvertrag abgetreten oder belie- 
ben werden. Unschädlich isf jedoch die 
vorzeitige Verfügung, wenn 

a) die Bausparsumme ausgezahlt oder 
die Ansprüche aus dem Vertrag be- 
lieben werden und der Steuerpflich- 
tige die empfangenen Beträge unver- 
züglich und unmittelbar zum Woh- 
nungsbau verwendet oder 

b) im Falle der Abtretung der Erwer- 
ber die Bausparsumme oder die auf 
Grund einer Beleihung empfangenen 
Beträge unverzüglich und unmittel- 
bar zum Wohnungsbau für den Ab- 
tretenden oder dessen Angehörige 
im Sinne des § 15 der Abgabenord- 
nung verwendet oder 

c) der Steuerpflichtige oder sein von 
ihm nicht dauernd getrennt lebender 
Ehegatte nach Vertragsabschluß ge- 
storben oder völlig erwerbsunfähig 
geworden ist oder 

d) der Steuerpflichtige nach Vertrags- 
abschluß arbeitslos geworden ist und 
die Arbeitslosigkeit mindestens ein 
Jahr lang ununterbrochen bestanden 
hat und im Zeitpunkt der vorzeitigen 
Verfügung noch besteht." 

4. § 10 c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Ziffer 1 werden das Wort „acht" 
durch das Wort „neun" und die Zahl 
„1 800" durch die Zahl „2 100" ersetzt. 

bb) In Ziffer 2 werden das Wort „acht" 
durch das Wort „neun" und die Zahl 
„900" durch die Zahl „1 050" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 Ziff. 1 und Satz 2 werden 
jeweils die Zahl „1 800" durch die Zahl 
„2 100" und die Zahl „900" durch die Zahl 
„1 050" ersetzt. 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Im Fall der getrennten Veranlagung 
von Ehegatten zur Einkommensteuer siüd 
die Beträge von 600 und 300 Deutsche Mark 
des Absatzes 3 Ziff. 1 und 2 zu halbieren." 

5. In § 14 a Abs. 1 Satz 1 wird die Jahreszahl 
„1977" durch die Jahreszahl „1979" ersetzt. 

6. In § 32 Abs. 6 wird hinter der Ziffer 1 folgende 
neue Ziffer 1 a eingefügt: 
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„la. eine Berufsausbildung mangels Ausbil- 
dungsplatzes nidit beginnen oder fortset- 
zen kann oder nidit erwerbstätig ist und 
audi die übrigen Voraussetzungen des 
§ 2 Abs. 4 a des Bundeskindergeldgesetzes 
für die Gewährung von Kindergeld vorlie- 
gen oder". 

7. In § 33 a wird hinter Absatz 1 folgender neuer 
Absatz 1 a eingefügt: 

„(1 a) Kommt der Steuerpflichtige für den 
Veranlagungszeitraum seiner Unterhalts Ver- 
pflichtung gegenüber einem Kind nach, das 
dem anderen Eiternteil zuzuordnen und bei die- 
sem zu berücksichtigen ist (§ 32 Abs. 4 bis 7), 
so wird auf Antrag ein Betrag von 600 Deutsche 
Mark im Kalenderjahr vom Gesamtbetrag der 
Einkünfte abgezogen." 

8. In § 38 c Abs. 1 Ziff. 4 Buchstabe d werden das 
Wort „acht" durch das Wort „neun" und die 
Zahl „45 000" durch die Zahl „46 700" ersetzt. 

9. § 39 d wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „sinn- 
gemäß anzuwenden sind" durch folgende 
Worte ersetzt: 

„mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden 
sind, daß der Arbeitnehmer eine Änderung 
der Bescheinigung bis zum Ablauf des Ka- 
lenderjahrs, für das sie gilt, beim Finanzamt 
beantragen kann". 

b) In Absatz 2 wird Satz 2 durch folgende Sätze 
e‘r setzt: 

„Der Antrag kann nur nach amtlich vorge- 
schriebenem Vordruck bis zum Ablauf des 
Kalenderjahrs gestellt werden, für das die 
Bescheinigung gilt. Das Finanzamt hat den 
Freibetrag durch Aufteilung in Monatsfrei- 
beträge, erforderlichenfalls Wochen- und Ta- 
gesfreibeträge, jeweils auf die voraussicht- 
liche Dauer des Dienstverhältnisses im Ka- 
lenderjahr gleichmäßig zu verteilen. § 39 a 
Abs. 4 bis 6 ist sinngemäß anzuwenden." 

10. § 42 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Ziffer 2 werden die Worte „Steuer- 
klassen IV, V oder VI" durch die Worte 
„Steuerklassen V oder VI" ersetzt. 

bb) Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. der Arbeitnehmer für einen Teil 
des Ausgleichs jahrs nach den Steu- 
erklassen III oder IV zu besteuern 
war." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Hinter Satz 1 wird folgender Satz ein- 
gefügt: 


„Dabei bleiben Bezüge im Sinne des § 34 
Abs. 3 Satz* 1 und ermäßigt besteuerte 
Vergütungen für Arbeitnehmererfin- 
dungen außer Ansatz, wenn der Arbeit- 
nehmer nicht jeweils die Einbeziehung 
in den Lohns teuer- Jahresausgleich bean- 
tragt." 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Bei der Ermittlung der insgesamt erho- 
benen Lohnsteuer ist die Lohnsteuer 
auszuscheiden, die von den nach Satz 2 
außer Ansatz gebliebenen Bezügen und 
Vergütungen einbehalten worden ist." 


11. In § 44 c Abs. 2 Ziff. 1 wird die Zahl „15" durch 
die Zahl „16" ersetzt. 


12. In § 51 a werden die Zahl „840" durch die Zahl 

„960" und die Zahl „1 440" durch die Zahl 

„1 800" ersetzt. 

13, § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„{1 a) § 3 Ziff. 1 Buchstabe b ist erstmals 
für Kinderzuschüsse anzuwenden, die für 
Bezugszeiten nach dem 30. Juni 1977 gewährt 
werden." 

b) Die Absätze 4 bis 6 werden gestrichen. 

c) Hinter Absatz 12 wird folgender Absatz 12 a 
eingefügt: 

„(12 a) § 10 Abs. 3 ist erstmals für den Ver- ^ 
anlagungszeitraum 1978 anzu wenden. 

d) Absatz 14 erhält folgende Fassung: 

„(14) § 10 Abs. 6 Ziff. 2 Buchstabe d gilt 
erstmals für vorzeitige Verfügungen nach 
dem ... [Tag der Verkündung des Steuer- 
änderungsgesetzes 1977]. Im übrigen gilt 
§ 10 Abs. 6 Ziff. 2 entsprechend bei Bauspar- 
verträgen, wenn die Beiträge nach § 10 
Abs. 1 Ziff. 3 des Einkommensteuergesetzes 
in den vor dem 1. Januar 1975 geltenden Fas- 
sungen als Sonderausgaben abgezogen wor- 
den sind." 

e) Absatz 16 erhält folgende Fassung: 

„(16) § 10 c Abs. 3 und 4 ist erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 1978 anzu- 
wenden." 

f) In Absatz 17 wird die Jahreszahl „1976" 
durch die Jahreszahl „1978" ersetzt. 

g) Folgender Absatz 22 wird eingefügt: 

„(22) § 33 a Abs. 1 a ist erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 1978 anzuwenden." 

h) Der bisherige Absatz 22 wird Absatz 22 a. 
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i) Absatz 23 erhält folgende Fassung: 

„(23) § 38 c Abs. 1 Ziff. 4 Buchstabe d ist 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1978 
anzu wenden." 

j) Absatz 24 erhält folgende Fassung: 

„(24) § 44 c Abs. 2 Ziff. 1 ist erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 1978 anzuwen- 
den." 

k) Die Absätze 24 a und 25 a werden gestrichen. 

1) Hinter Absatz 26 wird folgender Absatz 26 a 
eingefügt: 

„(26 a) § 51 a ist erstmals für den Veran- 
lagungszeitraum 1978 anzu wenden." 

Artikel 4 
Körpersdiaftsteuergesetz 

Das Körperschaftsteuergesetz vom 31. August 
1976 (BGBl. I S. 2597, 2599) wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 wird am Ende der Nummer 15 der 
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende 
Nummer 16 wird angefügt: 

„ 1 6. Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen, die als Sicherungs- 
einrichtung eines Verbandes der Kredit- 
institute nach ihrer Satzung oder sonstigen 
Verfassung ausschließlich den Zweck haben, 
bei Gefahr für die Erfüllung der Verpflich- 
tungen eines Kreditinstituts Hilfe zu lei- 
sten. Voraussetzung ist, daß das Vermögen 
und etwa erzielte Überschüsse nur zur Er- 
reichung des satzungsmäßigen Zwecks ver- 
wendet werden. Die Sätze 1 und 2 gelten 
für Einrichtungen der gemeinnützigen Woh- 
nungswirtschaft zur Sicherung von Spar- 
einlagen entsprechend." 

2. Dem § 54 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) § 5 Abs. 1 Nr, 16 ist erstmals für den Ver- 
anlagungszeitraum 1978 anzuwenden." 

Artikel 5 

Gewerbesteuergesetz 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1977 (BGBl. IS....) 

wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 wird am Ende der Ziffer 20 der Punkt 
durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Ziffer 
21 wird angefügt: 

„21. Unternehmen, die als Sicherungseinrich- 
tung eines Verbandes der Kreditinstitute 


nach ihrer Satzung oder sonstigen Verfas- 
sung ausschließlich den Zweck haben, bei 
Gefahr für die Erfüllung der Verpflichtun- 
gen eines Kreditinstituts Hilfe zu leisten, 
wenn sie die für eine Befreiung von der 
Körperschaftsteuer erforderlichen Voraus- 
setzungen erfüllen. Dies gilt entsprechend 
für Unternehmen, die als Einrichtungen 
der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft 
zur Sicherung von Spareinlagen dienen." 

2. In § 6 Abs. 1 Satz 2 wird die Bezugnahme auf 
§ 1 1 Abs. 6 durch die Bezugnahme auf § 1 1 Abs. 5 
ersetzt. 


3. In § 8 Ziff. 8, § 9 Ziff, 2 und § 12 Abs. 3 Ziff. 2 
werden die Worte „einer offenen Handelsgesell- 
schaft, einer Kommanditgesellschaft oder einer 
anderen Gesellschaft" durch die Worte „einer in- 
oder ausländischen offenen Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft oder anderen Gesell- 
schaft" ersetzt. 


4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Worte „des Absat- 
zes 6" durch die Worte „des Absatzes 5" 
ersetzt. 

bb) Dem Satz 3 wird folgender Satzteil ange- 
fügt: 

„und bei natürlichen Personen sowie bei 
Gesellschaften im Sinne des § 2 Abs. 2 
Ziff. 1 um einen Freibetrag in Höhe von 
24 000 Deutsche Mark, höchstens jedoch 
in Höhe des abgerundeten Gewerbe- 
ertrags, zu kürzen". 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassun^* 

„(2) Die Steuermeßzahl für den Gewerbe- 
ertrag beträgt 5 vom Hundert." 

c) Absätze 3 und 4 werden durch folgenden Ab- 
satz 3 ersetzt: 

„(3) Die Steuermeßzahl ermäßigt sich auf 
2,5 vom Hundert 

1. bei Hausgewerbetreibenden und ihnen 
nach § 1 Abs. 2 Buchstaben b und d des 
Heimarbeitsgesetzes in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
804-1, veröffentlichten bereinigten Fas- 
sung, zuletzt geändert durch Artikel I 
des Heimarbeitsänderungsgesetzes vom 
29. Oktober 1974 (BGBl. I S. 2879), gleich- 
gestellten Personen. Das gleiche gilt für 
die nach § 1 Abs. 2 Buchstabe c des 
Heimarbeitsgesetzes gleichgestellten Per- 
sonen, deren Entgelte (§10 Abs. 1 des Um- 
satzsteuergesetzes) aus der Tätigkeit un- 
mittelbar für den Absatzmarkt im Erhe- 
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bungszeitraum 50 000 Deutsdie Mark nicht 
übersteigen; 

2. bei Unternehmen, soweit sie den Betrieb 
von Schiffen der in § 34 c Abs, 4 des Ein- 
kommensteuergesetzes bezeichneten Art 
zum Gegenstand haben. § 34 c Abs. 4 
Satz 5 zweiter Halbsatz des Einkommen- 
steuergesetzesj gilt entsprechend," 

d) Absätze 5 bis 7 werden Absätze 4 bis 6. 

5. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird dem Satz 3 folgender Satz- 
teil angefügt: 

„und um einen Freibetrag in Höhe von 60 000 
Deutsche Mark, höchstens jedoch in Höhe 
des abgerundeten Gewerbekapitals, zu kür- 
zen". 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. 

6. § 23 Abs. 2 wird gestrichen. 

7. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird dem Satz 3 folgender Satz- 
teil angefügt: 

„und um einen Freibetrag in Höhe von 5 000 
Deutsche Mark für jeden vollen oder ange- 
fangenen Kalendermonat, in dem die Steuer- 
pflicht bestanden hat, höchstens jedoch in 
Höhe der abgerundeten Lohnsumme, zu kür- 
zen". 

b) Absätze 3 und 4 werden durch folgenden Ab- 
satz 3 ersetzt; 

„(3) Die Steuermeßzahl ermäßigt sich auf 
1 vom Tausend 

1. bei Hausgewerbetreibenden und ihnen 
nach § 1 Abs. 2 Buchstaben b und d des 
Heimarbeitsgesetzes gleichgestellten Per- 
sonen. Das gleiche gilt für die nach § 1 
Abs. 2 Buchstabe c des Heimarbeitsgeset- 
zes gleichgestellten Personen, deren Ent- 
gelte (§ 10 Abs. 1 des Umsatzsteuergeset- 
zes) aus der Tätigkeit unmittelbar für den 
Absatzmarkt in dem dem Kalenderjahr 
unmittelbar vorangegangenen Kalender- 
jahr 50 000 Deutsche Mark nicht überstie- 
gen haben; 

2. bei Unternehmen, soweit sie den Betrieb 
von Schiffen der in § 34 c Abs. 4 des Ein- 
kommensteuergesetzes bezeichneten Art 
zum Gegenstand haben, für den Teil der 
Lohnsumme, der auf die auf diesen Schif- 
fen tätigen Arbeitnehmer entfällt." 

c) Absätze 5 und 6 werden Absätze 4 und 5. 


8. § 36 erhält folgende Fassung: 

«§36 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den Absätzen 2 und 3 nichts an- 
deres bestimmt ist, erstmals anzuwenden 

1. bei der Gewerbesteuer nach dem Gewerbe- 
ertrag und dem Gewerbekapital für den Er- 
hebungszeitraum 1978, 

2. bei der Lohnsummensteuer auf Lohnsummen, 
die nach dem 31. Dezember 1977 gezahlt wer- 
den. 

(2) Die Vorschriften des § 8 Ziff. 8, § 9 Ziff. 2 
und § 12 Abs. 3 Ziff. 2 sind erstmals mit Wir- 
kung für den Erhebungszeitraum 1972 anzuwen- 
den. 

(3) § 10 a in der ab Erhebungszeitraum 1975 
geltenden Fassung ist erstmals auf Fehlbeträge 
anzuwenden, die sich bei Ermittlung des maß- 
gebenden Gewerbeertrags für den Erhebungs- 
zeitraum 1975 ergeben." 

Artikel 6 
Vermögensteuergesetz 

Das Vermögensteuergesetz vom 17. April 1974 
(BGBl. I S. 949), zuletzt geändert durch Artikel' 14 
des Einführungsgesetzes -zur Abgabenordnung vom 
14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 3 Abs. 1 wird am Ende der Nummer 16 der 
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; die fol- 
gende Nummer 17 wird angefügt: 

„ 17. Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen, die als Sicherungs- 
einrichtung eines Verbandes der Kredit- 
institute nach ihrer Satzung oder sonstigen 
Verfassung ausschließlich den Zweck ha- 
ben, bei Gefahr für die Erfüllung der Ver- 
pflichtungen eines Kreditinstituts Hilfe zu 
leisten. Voraussetzung ist, daß das Ver- 
mögen und etwa erzielte Überschüsse nur 
zur Erreichung des satzungsmäßigen 
Zwecks verwendet werden. Die Sätze 1 und 
2 gelten für Einrichtungen der gemeinnüt- 
zigen Wohnungs Wirtschaft zur Sicherung 
von Spareinlagen entsprechend." 

2. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in der Nummer 1 die 
Zahl „0,7" durch die Zahl „0,5" und in der 
Nummer 2 die Zahl „1" durch die Zahl „0,7" 
ersetzt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 
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3. § 25 erhält folgende Fassung: 

„§25 

Anwendung des Gesetzes 

Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist 
erstmals auf die Vermögensteuer des Kalender- 
jahres 1978 anzuwenden." 

Artikel 7 
Spar-Prämiengesetz 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. August 1974 (BGBl. I S. 2109), 
zuletzt geändert durch Artikel 74 des Einführungs- 
gesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 
1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 4 Nr. 2 erhält Satz 2 folgende Fas- 
sung: 

„Unschädlich ist jedoch die vorzeitige Verfü- 
gung, wenn 

a) der Prämiensparer nach Vertragsabschluß, 
aber vor der vorzeitigen Verfügung gehei- 
ratet hat und im Zeitpunkt der vorzeitigen 
Verfügung mindestens zwei Jahre seit Beginn 
der Festlegungsfrist vergangen sind oder 

b) der Prämiensparer oder sein von ihm nicht 
dauernd getrennt lebender Ehegatte nach 
Vertragsabschluß gestorben oder völlig er- 
werbsunfähig geworden ist oder 

c) der Prämiensparer nach Vertragsabschluß ar- 
beitslos geworden ist und die Arbeitslosig- 
keit mindestens ein Jahr lang ununterbro- 
chen bestanden hat und im Zeitpunkt der vor- 
zeitigen Verfügung noch besteht." 

2. § 6 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung; 

„1. über die Fortsetzung von Sparverträgen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 mit anderen 
Sparbeiträgen, wenn für den Prämiensparer 
keine vermögenswirksamen Leistungen oder 
Leistungen nach dem Unterhaltssicherungs- 
gesetz mehr eingezahlt werden können." 

3. Dem § 8 wird folgender Absatz 3 angefügt; 

„(3) § 1 Abs. 4 Nr. 2 Buchstabe c gilt erst- 
mals für vorzeitige Verfügungen nach dem 

[Tag der Verkündung des Steueränderungsgeset- 
zes 1977]." 

Artikel 8 

Wohnungsbau-Prämiengesetz 

Das Wohnungsbauprämiengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. August 1974 (BGBl. I 
S. 2105), zuletzt geändert durch Artikel 50 des Ein- 


führungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. De- 
zember 1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 2 Abs. 2 Satz 3 wird durch folgende Sätze er- 
setzt: 

„Für die Prämienbegünstigung der in Absatz 1 
Nr. 1 bezeichneten Aufwendungen ist weiter 
Voraussetzung, daß vor Ablauf von sieben Jah- 
ren seit Vertragsabschluß weder die Bauspar- 
summe ganz oder zum Teil ausgezahlt noch ge- 
leistete Beiträge ganz oder zum Teil zurückge- 
zahlt oder Ansprüche aus dem Bausparvertrag 
abgetreten oder belieben werden. Unschädlich 
ist jedoch die vorzeitige Verfügung, wenn 

1. die Bausparsumme ausgezahlt oder die An- 
sprüche aus dem Vertrag belieben werden 
und der Bausparer die empfangenen Beträge 
unverzüglich und unmittelbar zum Woh- 
nungsbau verwendet oder 

2. im Falle der Abtretung der Erwerber die Bau- 
sparsumme oder die auf Grund einer Belei- 
hung empfangenen Beträge unverzüglich und 
unmittelbar zum Wohnungsbau für den Ab- 
tretenden oder dessen Angehörige im Sinne 
des § 15 der Abgabenordnung verwendet oder 

3. der Bausparer oder sein von ihm nicht dau- 
ernd getrennt lebender Ehegatte nach Ver- 
tragsabschluß gestorben oder völlig erwerbs- 
unfähig geworden ist oder 

4. der Bausparer nach Vertragsabschluß arbeits- 
los geworden ist und die Arbeitslosigkeit 
mindestens ein Jahr lang ununterbrochen be- 
standen hat und im Zeitpunkt der vorzeitigen 
Verfügung noch besteht." 

2. Dem § 10 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) § 2 Abs. 2 Nr. 4 gilt erstmals für vorzei- 
tige Verfügungen nach dem [Tag der Ver- 

kündung des Steueränderimgsgesetzes 1977]." 

Artikel 9 

Drittes Vermögensbildungsgesetz 

Das Dritte Gesetz zur Förderung der Vermögens- 
bildung der Arbeitnehmer in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Januar 1975 (BGBl. I S. 257), 
zuletzt geändert durch Artikel 83 des Einführungs- 
gesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 
1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 erhält Buchstabe e folgende Fas- 
sung; 

„e) als Beiträge des Arbeitnehmers zu Kapital- 
versicherungen gegen laufenden Beitrag auf 
den Erlebens- imd Todesfall auf Grund von 
Versicherungsverträgen, die nach dem 
30. September 1970 abgeschlossen worden 
sind. Voraussetzung für die Förderung der 
Beiträge nach diesem Gesetz ist, daß 
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1. die Versicherungsverträge eine Mindest- 
vertragsdauer von zwölf Jahren haben 
und während der Mindestvertragsdauer 
weder die Versicherungssumme ganz 
oder zum Teil ausgezahlt, noch Beiträge 
ganz oder zum Teil zurüchgezahlt, noch 
Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
ganz oder zum Teil abgetreten oder be- 
lieben werden (Sperrfrist) ; unschädlich 
ist jedoch die vorzeitige Verfügung: 

aa) wenn der Arbeitnehmer oder sein 
von ihm nicht dauernd getrennt le- 
bender Ehegatte nach Vertragsab- 
schluß gestorben oder völlig er- 
werbsunfähig geworden ist oder 

bb) im Falle einer Aussteuerversiche- 
rung für ein Kind des Arbeitneh- 
mers im Sinne des § 32 Abs. 4 Satz 1 
des Einkommensteuergesetzes, wenn 
das Kind nach Vertragsabschluß ge- 
heiratet hat, oder 

cc) im Falle einer Abtretung oder Be- 
leihung von Ansprüchen aus dem 
Versicherungsvertrag, wenn der Ar- 
beitnehmer nach Vertragsabschluß 
arbeitslos geworden ist und die Ar- 
beitslosigkeit mindestens ein Jahr 
lang ununterbrochen bestanden hat 
und im Zeitpunkt der vorzeitigen 
Verfügung noch besteht, 

2. die Versicherungsbeiträge keine Anteile 
für Zusatzleistungen wie Unfall, Invalidi- 
tät oder Krankheit enthalten, 

3. die Versicherungsverträge nach dem von 
der zuständigen Aufsichtsbehörde geneh- 
migten Geschäftsplan schon im ersten 
Jahr der Versicherungsdauer zu einem 
nicht kürzbaren Sparanteil von minde- 
stens 50 vom Hundert des gezahlten Bei- 
trages führen, 

4. die Gewinnanteile verwendet werden: 

aa) zur Erhöhung der Versicherungslei- 
stung oder 

bb) zur Verrechnung mit fälligen Beiträ- 
gen, wenn der Arbeitnehmer nach 
Vertragsabschluß arbeitslos gewor- 
den ist und die Arbeitslosigkeit min- 
destens ein Jahr lang ununterbro- 
chen bestanden hat und im Zeit- 
punkt der Verrechnung noch besteht, 
und 

5. der jährliche Beitrags auf wand den für 
die Arbeitnehmer-Sparzulage geltenden 
Höchstbetrag nicht übersteigt." 

2. § 5 wird gestrichen. 

3. Dem § 17 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) § 2 Abs. 1 Buchstabe e Nr. 1 Doppelbuch- 
stabe cc gilt erstmals für vorzeitige Abtretungen 


und Beleihungen nach dem [Tag der 

Verkündung des Steueränderungsgesetzes 1977]. 
§ 2 Abs. 1 Buchstabe e Nr. 4 Doppelbuchstabe bb 

gilt erstmals für Verrechnungen nach dem 

[Tag der Verkündung des Steueränderungsgeset- 
zes 1977]." 

Artikel 10 
Aulwertungsausgleichgesetz 

Das Aufwertungsausgleichgesetz vom 23. Dezem- 
ber 1969 (BGBl. I S. 2381), zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 79 des Einführungsgesetzes zur Abgabenord- 
nung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), wird 
wie folgt geändert: 

1. In Artikel 4 Abs. 1 wird der Satz 1 durch folgende 
beiden Sätze ersetzt: 

„Der Unternehmer, der § 19 des Umsatzsteuer- 
gesetzes nicht anwendet, ist berechtigt, die ge- 
schuldete Umsatzsteuer für die Lieferungen und 
den Eigenverbrauch 

1. der in der Anlage 1 des Umsatzsteuergesetzes 
nicht aufgeführten Getränke, 

2. von alkoholischen Flüssigkeiten und 

3. von Gegenständen, für die nach § 24 Abs. 1 
des Umsatzsteuergesetzes ein Durchschnitt- 
satz 

im Kalenderjahr 1978 von achtundeinhalb vom 
Hundert, 

im Kalenderjahr 1979 von acht vom Hundert, 
im Kalenderjahr 1980 von siebenundeinhalb 
vom Hundert gilt, 

zu kürzen. Der Kürzungssatz beträgt 
im Kalenderjahr 1978 einundeinhalb vom Hun- 
dert, 

im Kalenderjahr 1979 eins vom Hundert, 
im Kalenderjahr 1980 einhalb vom Hundert." 

2. Artikel 5 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In dem Buchstaben b werden die Doppelbuch- 
staben cc, dd und ee gestrichen. 

b) Folgender Buchstabe c wird angefügt: 

„c) in der Fassung des Artikels 10 des Steu- 
eränderungsgesetzes 1977 vom 

(BGBl. IS.,...) auf Umsätze, 

die nach ciem 31. Dezember 1977 ausge- 
führt werden." 

Artikel 11 
Haushaltsstrukturgesetz 

Artikel 39 § 2 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 
18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091), geändert durch 
das Beamtenversorgungsgesetz vom 24. August 1976 
(BGBl. I S. 2485), wird aufgehoben. 
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Artikel 12 

Sonstige Gesetze 

In § 25 Abs. 2 Satz 2 der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte vom 26. Juli 1957 (BGBL I S. 681, 
907), zuletzt geändert durch die Vereinfachungs- 
novelle vom 3. Dezember 1976 (BGBL I S. 3281), 
und in § 151 a Satz 2 der Kostenordnung vom 
26. Juli 1957 (BGBL I S. 861, 960), zuletzt geändert 
durch das Adoptionsgesetz vom 2. Juli 1976 (BGBL I 
S. 1749), werden die Worte „5,5 vom Hundert" je- 
weils durch die Worte „6,5 vom Hundert" ersetzt. 

Ar tikel 13 

Verordnung über die steuerliche Begünstigung von 
W asserkraftwerken 

§ 3 der Verordnung über die steuerliche Begün- 
stigung von Wasserkraftwerken in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 610 — 6 — 2, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, geändert durch 
Artikel 5 des Steueränderungsgesetzes 1968 vom 
20. Februar 1969 (BGBL I S. 141), erhält folgende 
Fassung: 


Begründung 


1. Allgemeines 

1. Die Bundesregierung schlägt mit dem vorliegen- 
den Entwurf eines Steueränderungsgesetzes 1977 
ein Bündel von Maßnahmen vor, mit dem wesent- 
liche Teile des in der Regierungserklärung vom 
16. Dezember 1976 angekündigten steuerpoliti- 
schen Programms verwirklicht sowie einige wei- 
tere vordringliche Steuerrechtsänderungen durch- 
geführt werden sollen. 

Im Mittelpunkt der Finanz- und Steuerpolitik in 
dieser Legislaturperiode steht das Bestreben der 
Bundesregierung, 

— die bereits eingeleitete Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte fortzusetzen, 

— gezielte Erleichterungen bei der Einkommen- 
und Lohnsteuer und Verbesserungen des Fa- 
milienlastenausgleichs herbeizuführen sowie 

— durch steuerliche Maßnahmen die Rahmenbe- 
dingungen für die Investitionstätigkeit in der 
Wirtschaft zu verbessern. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen sollen zur Er- 
reichung dieser Ziele beitragen. Sie sehen einer- 


„§3 

Voraussetzung der steuerlichen Begünstigung 

Die steuerliche Begünstigung tritt nur ein, wenn 
der Baubeginn der Anlagen in die Zeit vom 
1. Januar 1938 bis zum 31. Dezember 1985 fällt" 

Artikel 14 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
auch im Land Berlin. 

Artikel 15 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft: 

1. Artikel 2 und 12 am 1. Januar 1978, 

2, Artikel 1 § 2 am 1, Januar 1981, 


seits eine Anhebung der gegenwärtigen Umsatz- 
steuersätze von 11 V. H./5,5 v. H. auf 13 v. H./ 
6,5 V. H. vor, andererseits Entlastungen bei der 
Einkommensteuer, der Gewerbeertragsteuer und 
ertragsunabhängigen Steuern sowie Erhöhungen 
des Kindergeldes. Insgesamt wird etwa die Hälf- 
te der durch die Anhebung der Umsatzsteuersätze 
zu erwartenden Mehreinnahmen für die genann- 
ten Entlastungen verwandt, so daß die restlichen 
Mittel zur Konsolidierung der öffentlichen Haus- 
halte zur Verfügung stehen. 

2. Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
ist unumgänglich, damit die öffentlichen Finan- 
zierungsdefizite im Einklang mit der Wirtschafts- 
belebung wieder aufgebaut werden können und 
der Finanzierungsspielraum für die Investitionen 
in der Wirtschaft vergrößert wird. Diese Defizite 
waren einmal dadurch entstanden, daß die Bun- 
desregierung zur Bekämpfung der Auswirkungen 
der weltweiten Rezession vor allem haushalts- 
und steuerpolitische Maßnahmen ergriffen hatte: 

— An die Bundesanstalt für Arbeit wurden in 
den Jahren 1975 und 1976 mehr als 10 Mrd. 
DM gezahlt. 
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— Zur Stärkung der privaten Investitionstätig- 
keit wurde eine Investitionszulage gewährt, 
die insgesamt zu Steuermindereinnahmen von 
rd, 7 Mrd. DM führt. 

— Die Steuer- und Kindergeldreform, die nach- 
fragestützend wirkte, brachte jährliche Haus- 
haltsbelastungen von rd, 14 Mrd. DM mit sich. 

Außerdem blieben die Steuereinnahmen aufgrund 
der Wirtschaftsabschwächung stark hinter den 
Erwartungen zurück. Gleichzeitig mußten aber 
zur Stützung der gesamtwirtschaftlichen Nach- 
frage in hohem Maße öffentliche Mittel einge- 
setzt werden. Die Folge dieser antizyklisch aus- 
gerichteten Finanzpolitik war die konsequente 
Hinnahme hoher Finanzierungsdefizite in den 
öffentlichen Haushalten: über 65 Mrd. DM im 
Jahr 1975 und knapp 50 Mrd. DM im Jahr 1976. 
Der Bund konnte sich in den beiden vergange- 
nen Jahren auf die Ausnahmeregelung des Arti- 
kels 115 Satz 2 Grundgesetz stützen, die zur Ab- 
wehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts vorsieht, daß die Höhe der ver- 
ansdilagten Kreditaufnahmen das Volumen der 
investiven Ausgaben überschreitet. Auch im 
Jahr 1977 wird sich das Finanzierungsdefizit in 
den Haushalten der Gebietskörperschaften noch 
auf eine Größenordnung von 40 Mrd. DM belau- 
fen. 

Der Abbau der Defizite auf ein gesamtwirtschaft- 
lich vertretbares Maß ist allein durch Ausgabe- 
einschränkungen bis 1980 nicht realisierbar. Die 
Bundesregierung sieht nach sorgfältiger Prüfung 
für weitere Sparmaßnahmen — über die bereits 
getroffenen Maßnahmen hinaus — keine Mög- 
lichkeiten mehr. Deshalb sind neben den Aus- 
gabeeinschränkungen auch Einnahmeverbesse- 
rungen notwendig, um so einen weiteren Beitrag 
zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
zu leisten. 

3. Durch die vorgesehenen Erleichterungen im Be- 
reich der Einkommen-, Gewerbe- und Vermögen- 
steuer und durch die Verbesserung des Kinder- 
geldes soll eine gezielte Entlastung der Steuer- 
pflichtigen erreicht werden: 

— Die Anhebung der Sonderausgabenhöchstbe- 
träge ermöglicht eine stärkere steuerliche 


Berücksichtigung der gestiegenen Vorsorge- 
aufwendungen. 

— Die Erleichterungen zugunsten unterhaltsver- 
pflichteter geschiedener und getrennt leben- 
der Elternteile sowie unterhaltsverpflichteter 
Elternteile nichtehelicher Kinder, denen auf- 
grund der einkommensteuerlichen Regelun- 
gen unterhaltsberechtigte Kinder nicht zuzu- 
ordnen sind, bringen dieser Personengruppe 
eine gezielte Entlastung. Im übrigen ist die 
Bundesregierung nach dem Ergebnis der Prü- 
fung gemäß der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 1. Juli 1976 (Drucksache 
7/5522) der Auffassung, daß steuerliche Kon- 
sequenzen aus den ab 1. Juli 1977 geltenden 
Regelungen des 1. Gesetzes zur Reform des 
Ehe- und Familienrechts im Hinblick auf den 
Unterhalt gegenüber Kindern nicht zu ziehen 
sind. 

— Die Erhöhung des Kindergeldes verbessert 
den Familienlastenausgleich für Familien mit 
mehreren Kindern. 

— Die Senkung der Gewerbeertragsteuer und 
ertragsunabhängiger Steuern (Vermögen-, 
Gewerbekapital- und Lohnsummensteuer) ver- 
bessert die Rahmenbedingungen für die In- 
vestitionstätigkeit der Wirtschaft. Dabei 
bringt die Erhöhung der Freibeträge bei der 
Gewerbeertrag-, Gewerbekapital- und Lohn- 
summensteuer besonders für kleine und mitt- 
lere Betriebe eine spürbare Hilfe. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus in einer 
gesonderten Vorlage eine Änderung des § 7 b 
EStG (Einbeziehung der Altbauten) und des 
Grunderwerbsteuerrechts (Wegfall der Grunder- 
werbsteuer für den Erwerb eigengenutzter Alt- 
bauwohnungen) vorgeschlagen. 


11. Finanzielle Auswirkungen 

Aus der nachstehenden Übersicht gehen die finan- 
ziellen Auswirkungen der von der Bundesregierung 
beschlossenen Maßnahmen hervor. 
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Finanzielle Auswirkungen 





Haushaltsmehrbelastung (—)/ 
Haushaltsentlästung (+) in Millionen DM 

Lfd. 

Nr. 



Entste- 
hungs- 
jahr 
1978 ^) 

Rechnungsjahr 1978 

Maßnahme 

Steuer 


davon 




insge- 



Ge- 
mein- 
den 2) 




insge- 

samt 

samt 

Bund 

Länder *) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 


1. Steuerliche Maßnahmen 







1 

Erhöhung der Mehrwertsteuersätze 
von 11/5,5 V. H. auf 13/6,5 v. H. 
zum 1. Januar 1978 ®) 

ust 

+ 12 430 

+ 10 500 

+ 7 088 

+ 3 412 


2 

Erhöhung der Sonderausgabenhöchst- 
beträge von 1 800 DM auf 2 100 DM 
(einschließlich entsprechender 

Anhebung des hälftigen Abzugs sowie 
Wegfall des Vorwegabzugs für 

Beamte u. ä. und Anhebung der 
Vorsorgepauschale von 16 v. H. auf 

18 V. H. ^) 

LSt/ESt 

“ 2 500 

- 1 250 

- 538 

- 552 

-160 

3 

i 

Anerkennung von 600 DM je Kind 
als außergewöhnliche Belastungen 
für geschiedene und getrennt lebende 
Eltern sowie Eltern nicht ehelicher 

Kinder 

LSt/ESt 

- 200 

“ 100 

- 43 

- 44 

- 13 

4 

Steuerfreiheit für Kinderzuschüsse 
aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung ^) 

ESt 

5 

5 

” 2 

2 

- 1 

5 

Senkung des Vermögensteuersatzes 
für nicht-natürliche Personen von 

1 V. H. auf 0,7 V. H. und füi: natürliche 
Personen von 0,7 v. H. auf 0,5 v. H. 

vst 

“ 1 500 

- 1350 


.4a) 

-1 350 


6 

Gewerbesteuerentlastung ®) 
a) Gewerbekapital 

— Einführung eines Freibetrags 

GewSt 

ESt/KSt 

- 300 
+ 120 

- 250 

50 

- 66 

-134 


von 60 000 DM 

(statt 6 000 DM Freigrenze) 

Saldo 

-* 180 

- 250 

- 50 

- 66 

-134 


b) Lohnsummensteuer 

— Einführung eines Freibetrags 

LohnSSt 

ESt/KSt 

- 250 
+ 100 

- 175 

— 

- 29 

-146 


von 60 000 DM für alle Betriebe 
(statt 9 000 DM für Betriebe 
bis 24 000 DM Lohnsumme) 

Saldo 

- 150 

- 175 


- 29 

-146 


In den ersten zwölf Monaten voller Wirksamkeit der Reditsänderung entstehende Haushaltsentlastung oder Haus- 
haltsmehrbelastung. 

2) Ohne Berücksichtigung von Zahlungen auf Grund des kommunalen Finanzausgleichs; Gemeindesteuern der Stadt- 
staaten den Ländern zugerechnet. 

Den ermittelten Mehreinnahmen sind die Ausgabensteigerungen gegenzurechnen, die für die öffentliche Hand bei 
einer Mehrwertsteuer erhöhung zu erwarten sind (Verteuerung der von der öffentlichen Hand nachgefragten Gü- 
ter und Dienstleistungen). Insgesamt sind diese Mehrbelastungen auf knapp 15 v. H. (ohne Einbeziehung von Se- 
kundärwirkungen) der entstehungsmäßigen Umsatzsteuer mehreinnahmen zu schätzen. 

*) Nur grobe Schätzung möglich. 

Ohne Berücksichtigung der Auswirkungen auf den LA-Fonds, 

®) Einschließlich Freistellung von Beteiligungen an ausländische Handelsgesellschaften und einschließlich der indirek- 
ten Anhebung der Umsatzgrenze für im Lohnauftrag arbeitende Gewerbetreibende. 
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Drucksache 8/292 


des Steueränderungsgesetzes 1977 




Haushaltsmehrbelastung | 

— )/Haushaltsentlastung (+) in Millionen DM 



Rechnungsjahr 1979 

Rechnungsjahr 1980 

Rechnungsjahr 1981 


davon 


davon 


davon 

insge- 

samt 

Bund 

Länder *) 

Ge- 
mein- 
den *) 

insge- 

samt 


Länder ®) 

Ge- 
mein- 
den 2) 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 2) 

Ge- 
mein- 
den 2) 

9 

10 

11 

12 

13 1 

14 1 

15 1 

16 

17 1 

18 1 

19 1 

20 

+ 13 300 

+8 978 

+ 4 322 

— 

+ 14 400 

+ 9 720 

+4 680 

— 

+ 15 500 

+ 10 463 

+5 037 

— 

- 2 625 

-1 129 

-1 160 

-336 

- 3 000 

-1 290 

-1 326 

-384 

- 3 125 

- 1 344 

-1 381 

-400 

- 212 

- 91 

- 94 

- 27 

- 230 

- 99 

- 102 

- 29 

- 230 

- 99 

- 102 

- 29 

“ 5 

2 

“ 2 

- 1 

5 

- 2 

- 2 

- 1 

5 

2 

- 2 

- 1 

“ 1 550 

— 

4a) 

-1 550 

— 

- 1 600 

— 

4a) 

-1 600 

— 

- 1600 

— 

4a) 

-1 600 

— 

- 300 
+ 50 

“ 60 
+ 23 

- 79 

+ 23 

-161 
+ 4 

- 350 
+ 250 

- 70 

+ 110 

- 92 

+ 113 

-188 
+ 27 

- 300 

+ 180 

- 60 
+ 78 

- 79 

+ 80 

-161 
+ 22 

- 250 

“ 37 

- 56 

- 157 . 

- 100 

+ 40 

+ 21 

-161 

- 120 

+ 18 

+ 1 

-139 

- 250 
+ 35 

+ 16 

- 42 

+ 16 

-208 
+ 3 

- 250 
+ 240 

+ 113 

- 42 

+ 114 

-208 
+ 13 

- 250 

+ 125 

+ 59 

- 42 

+ 60 

-208 
+ 6 

- 215 

+ 16 

“ 26 

-205 

- 10 

+ 113 

+ 72 

-195 

- 125 

+ 59 

+ 18 

-202 
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noch: 

Finanzielle Auswirkungen 




Haushaltsmehrbelastung ( — )/ 
Haushaltsentlastung ( + ) in Millionen DM 

Lfd. 

Nr. 



Entste- 
hungs- 
jahr 
1978 1) 

Rechnungsjahr 1978 

Maßnahme 

Steuer 


davon 




insge- 



Ge- 




insge- 

samt 

samt 

Bund 

Länder 

mein- 
den 2) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 


c) Gewerbeertrag 

— Erhöhung des Freibetrags von 

GewSt 

ESt 

- 270 
+ 100 

- 240 

- 48 

- 63 

-129 


15 000 DM auf 24 000 DM unter 
Wegfall der Ertragsstufen mit 
ermäßigter Meßzahl 

Saldo 

- 170 

- 240 

“ 48 

“ 63 

-129 


d) Gewerbesteuer insgesamt (a bis c) 

GewSt 

ESt/KSt 

- 820 
+ 320 

- 665 

- 98 

- 158 

-409 



Saldo 

- 500 

- 665 

- 98 

- 158 

-409 

7 

Steuerfreiheit von Sicherungseinrich- 
tungen im Kreditgewerbe ®) 

GewSt 

KSt/VSt 

— 

— 

— 

— 

— 

8 

Verlängerung der Steuerbefreiung 
von Wasserkraftwerken ’) 

GewSt 

KSt/VSt 

— 

— 

— 

— 

— 

9 

Verlängerung von Steuervergünsti- 
gungen in der Land- und Forstwirt- 
schaft um zwei Jahre: 








— Freibetrag von 1 200/2 400 DM 
für alle Land- und Forstwirte 
(§ 13 Abs. 3 EStG) 

ESt 







— Freibetrag bis zu 60 000 DM für 
Gewinne aus Veräußerung 
bestimmter Betriebe 
(§ 14 a Abs. 1 EStG) 

ESt 




_ 

_ 




+ 7 725 

+ 7 130 

+ 6 407 

+ 1 306 

“583 


11. Kindergeld ®) 







10 

Anhebung des Kindergeldes für 
Zweitkinder von 70 DM auf 80 DM 
monatlich 


- 600 

- 600 

- 600 



11 

Anhebung des Kindergeldes für 
dritte und weitere Kinder von 

120 DM auf 150 DM monatlich 


-1 170 

-1 170 

-1 170 

— 

— 

■ 

Summe II 


-1 770 

-1 770 

-1 770 

— 

— 


insgesamt (I. ./. IL) . . . 


+5 955 

+5 360 

+4 637 

+ 1 306 

-583 


®) Keine zusätzlichen Steuerausfälle, da die Sicherungseinrichtungen bisher als unselbständige Teile der Vermögen 
der Berufsverbände des Kreditgewerbes steuerfrei waren. 

Keine zusätzlichen Steuerausfälle, da nur Fristverlängerung der Steuervergünstigung (Verzicht auf Steuermehrein- 
nahmen) . 

®) Hinzu kommen Mehrausgaben bis zu 5 Millionen DM jährlich bei der gesetzlichen Unfallversicherung. 
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Drucksache 8/292 


Stand: 9. März 1977 


des Steueränderungsgesetzes 1977 


Haushaltsmehrbelastung (“)/Haushaltsentlastung (+) in Millionen DM 


Rechnungsjahr 1979 



davon 


insge- 

samt 

Bund 

Länder 

Ge- 

mein- 

den 

1 10 1 

1 11 1 

12 1 

13 

- 54 

- 71 

-145 

- 31 

+ 13 

+ 13 

+ 4 

+ 21 


- 240 - 41 - 58 -141 


Rechnungsjahr 1980 
I davon 


Rechnungsjahr 1981 


Ge- insge 
mein- samt 


davon 

Bund 

Länder 

Ge- 
mein- 
den 2) 



- 76 “156 

+ 71+20 


12 ”140 - 130 + 11 


705 - 62 


192 -514 - 910 
52 + 11 + 700 

140 -503 


- 215 -563 - 840 
+ 320 + 67 + 465 



- 118 - 197 -525 
+ 206 + 211 + 48 


+ 88 + 14 -447 


+ 8 203 

+7 694 

+ 1 376 

-867 +9 355 

+ 8 510 

+ 1 755 

-910 +10 165 

+9 106 

+ 1 966 

-907 

- 590 

- 590 



— - 580 

- 580 

___ 

— - 570 

- 570 

_ 



-1 150 

-1 150 

— 

— -1120 

-1 120 

— 

— - - 1 080 

-1 080 

— 

— 

-1 740 

-1 740 

— 

— -1 700 

-1 700 

— 

— - 1 650 

-1 650 

, — 

— 

+6 463 

+5 954 

+ 1 376 

-867 +7 655 

+ 6 810 

+ 1 755 

-910 + 8 515 

+ 7 456 

+ 1 966 

-907 
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Die Haushaltsmehrbelastungen und die Haushalts- 
entlastungen des Bundes sind in der Finanzplanung 
enthalten. 

Zusätzliche Kosten der Ausführung des Gesetzes 
entstehen nicht. Zu den Auswirkungen des Gesetz- 
entwurfs auf das Preisniveau wird auf den allge- 
meinen Teil der Begründung zur Umsatzsteuererhö- 
hung verwiesen. 

Die kommunalen Spitzenverbände sind zu dem Ent- 
wurf eines Steueränderungsgesetzes 1977 gehört 
worden. Die Gemeindevertretungen haben ihre we- 
sentliche abweichende Meinung zu Protokoll gege- 
ben; der Wortlaut wird nach § 40 Abs. 3 GGO II 
im folgenden dargelegt: 

„Die kommunalen Spitzenverbände lehnen den Ge- 
setzentwurf ab, weil die Kommunen im Gegensatz 
zu Bund und Ländern durch die steuerpolitischen 
Maßnahmen im Ergebnis nur Einnahmeausfälle ha- 
ben. Sie haben nachdrücklich geltend gemacht: Diese 
Einnahmeausfälle sind in 1978 mit rd. 900 Millionen 
DM zu beziffern und erreichen zusammen mit den 
Ausfällen aufgrund der Änderung des § 7 b Ein- 
kommensteuergesetz und des Grunderwerbsteuer- 
gesetzes eine Größenordnung von mindestens 1,4 
Mrd. DM. Dieser Einbruch in die kommunale 
Finanzausstattung ist untragbar. Ein weiterer spür- 
barer Rückgang der kommunalen Investitionen wäre 
unvermeidbar. Die kommunalen Spitzenverbände 
verweisen auf die Regierungserklärung, wonach 
von seiten des Bundes keine zusätzlichen erheb- 
lichen finanzwirtschaftlichen Belastungen ohne 
finanziellen Ausgleich für die Gemeinden erfolgen 
sollen. Für den Fall, daß das geplante steuerpoli- 
tische Konzept zum Tragen kommt, fordern die kom- 
munalen Spitzenverbände eine entsprechende Sen- 
kung der Gewerbesteuerumlage.“ 


III. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Umsatzsteuergesetz) 

A. Allgemeines 

1, Mit dem Vorschlag, die derzeitigen Umsatzsteu- 
ersätze von 11 V. H./5,5 v. H. auf 13 v. H./6,5 v. H. 
anzuheben, greift die Bundesregierung ihre Ge- 
setzesvorlage vom 9. Dezember 1975 (Druck- 
sache 7/4428) wieder auf. Sie sieht in der Erhö- 
hung der Umsatzsteuer das geeignete Instrument, 
sowohl die als notwendig angesehenen struktu- 
rellen Entlastungen der Steuerpflichtigen zu er- 
möglichen als auch die Konsolidierung der öffent- 
lichen Haushalte fortzusetzen ^), 

Die Bundesregierung hat sich aus folgenden 
Gründen dafür entschieden, die zur Verwirk- 
lichung der genannten Ziele erforderlichen Ein- 


Zur Frage der Konsolidierung der öffentlichen Haus- 
halte, der strukturellen Entlastung der Steuerpflichti- 
gen und der haushaltsmäßigen Auswirkungen wird auf 
Teil I der Begründung verwiesen. 


nahmeverbesserungen durch eine Erhöhung der 

Umsatzsteuer zu erreichen: 

a) Als allgemeine Verbrauchsteuer belastet die 
Umsatzsteuer in der Regel nicht die Investitio- 
nen der Unternehmen. Die von der Bundesre- 
gierung angestrebte Verstärkung der Investi- 
tionstätigkeit wird durch die Erhöhung der 
Umsatzsteuer somit nicht beeinträchtigt. Der 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung hat in die- 
sem Zusammenhang darauf hingewiesen, daß 
durch die mit einer Ums atzs teuer erhöhung er- 
möglichte Verringerung der staatlichen Kre- 
ditaufnahme ein Druck auf das allgemeine 
Zinsniveau zu erwarten sei, der zu einer 
Kostensenkung der Unternehmen und daher 
zu Investitionsanreizen führe (vgl. Jahresgut- 
achten 1976/77 des Sachverständigenrates zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung, Tz. 343). 

b) Da die Umsatzsteuer die Unternehmen grund- 
sätzlich nicht belastet, wird die Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft nicht be- 
rührt und damit die Sicherheit der Arbeits- 
plätze nicht gefährdet. 

c) Die durch die Steuer- und Kindergeldreform 
geschaffene Strukturverbesserung der Lohn- 
und Einkommensteuer bleibt erhalten. 

d) Die Anhebung der Umsatzsteuersätze fördert 
die Harmonisierung der Umsatzsteuern in- 
nerhalb der Europäischen Gemeinschaft Der 
nachfolgende Vergleich zeigt, daß die Nor- 
malsätze in den übrigen EG-Staaten mit Aus- 
nahme Großbritanniens und Luxemburgs z. T. 
deutlich über den in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Steuersätzen liegen: 


Staat 

Steuersätze in v. H. 

Nor- 

mal- 

satz 

Ermä- 

ßigter 

Satz 

Zwi- 

schen- 

satz 

Erhöhter 

Satz 

1 

2 

3 

4 

5 

Bundesrepublik 





Deutschland 

11 

5,5 

— 

— 

Belgien 

18 

6 

14 

25 

Dänemark 

15 

— 

— 

— 

Frankreich 

17,6 

7 

— 

33 Vs 

Großbritannien . 

8 

— 

— 

12 V2 

Irland 

20 

10 

— 

35 bzw. 





40 

Italien 

12 

6 

— 

30 

Luxemburg 

10 

5 

— 

— 

Niederlande .... 

18 

4 

— 

— 


Die weitere Harmonisierung der Umsatzsteuern 
in der Europäischen. Gemeinschaft erfordert lang- 
fristig eine Annäherung der unterschiedlichen 
Steuersätze, zu der die Bundesrepublik Deutsch- 
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land hiermit einen Beitrag leistet. In diesem Zu- 
sammenhang wird auf die zum 1. Januar 1977 
in Frankreicäi in Kraft getretene Senkung des 
Normalsteuersatzes von bisher 20 v. H. auf 
17;6 V. H. verwiesen, die von der französischen 
Regierung u. a. mit dem Hinweis auf die Harmo- 
nisierung der sog. indirekten Steuern begründet 
worden ist. 

Auch nach der Anhebung der Umsatzsteuer wer- 
den die in der Bundesrepublik DeutscJiland gel- 
tenden Steuersätze an der Untergrenze der in 
der Europäischen Gemeinschaft insgesamt ange- 
wandten Sätze liegen. 

2. Durch die Erhöhung der Umsatzsteuer entstehen 
Mehrbelastungen der privaten und öffentlichen 
Haushalte. Diese Mehrbelastungen sind jedoch 
vertretbar, zumal die mit diesem Gesetzentwurf 
ebenfalls angestrebten Entlastungen zu berück- 
sichtigen sind. 

Für die privaten Haushalte ergeben sich im 
Jahre 1978 folgende monatliche Mehrbelastun- 
gen, die auf der Basis der vom Statistischen Bun- 
desamt veröffentlichten Wirtschaftsrechnungen 
der privaten Haushalte (Fachserie M, Einnahmen 
und Ausgaben ausgewählter privater Haushalte 
1975) ermittelt worden sind: 


Haushaltstyp 

Monatliche 
Mehrbelastungen 
in 1978 

in DM 

in V. H. des 
verfügbaren 
Einkommens 

Zwei-Personen-Haushalt von 
Renten- und Sozialhilfeemp- 
fängern mit geringem Ein- 
kommen 

12 

0,97 

Vier-Personen- Arbeitneh- 
mer-Haushalt mit mittlerem 
Einkommen 

28 

1,05 

Vier-Personen- Arbeitneh- 
mer-Haushalt mit höherem 
Einkommen 

45 

0,95 



Die vorgeschlagene Erhöhung kann als weitgehend 
verteilungsneutral bezeichnet werden, da sie das 
verfügbare Einkommen der privaten Haushalte in 
etwa gleichmäßig belastet. Ein regressiver Effekt 
der Erhöhung, d. h. eine relativ stärkere Belastung 
niedriger Einkommensschichten, besteht somit nicht. 
Der Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte steigt durch die Anhebung der Umsatz- 
steuersätze rein rechnerisch um 1,3 bis 1,4 v. H.- 
Punkte. Ob und in welchem Umfang diese einmali- 
gen Preiserhöhungen im Jahre 1978 eintreten, hängt 
von der dann bestehenden Konjunktur- und Wett- 
bewerbslage ab. Die Bundesregierung geht jedoch 
davon aus, daß die Konjunktur im Jahre 1978 keine 
Überhitzungserscheinungen aufweist und die tat- 
sächlichen Preiserhöhungen in Anbetracht der sta- 


bilitätskonformen Wirtschafts-, Finanz- und Geld- 
politik nur geringfügig von der rechnerischen Stei- 
gerung der Lebenshaltungskosten abweichen wer- 
den (vgl. hierzu auch die Aussagen des Sachver- 
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung im Jahresgutachten 1976/77, 
Tz. 343). 

Die für dfe öffentliche Hand eintretenden Mehrbela- 
stungen, die sich dadurch ergeben, daß die von den 
Gebietskörperschaften nachgefragten Sach- und In- 
vestitionsausgaben und Dienstleistungen in der Re- 
gel mit Umsatzsteuer belastet sind, werden für das 
Jahr 1978 auf 1,8 bis 2 Mrd. DM geschätzt. Das sind 
etwa 15 V. H. der entstehungsmäßigen Mehreinnah- 
men von 12,4 Mrd. DM. 

Durch die Erhöhung der Umsatzsteuersätze wird eine 
Anpassung der gegenwärtigen Vors teuerpauscha- 
len für die Land- und Forstwirtschaft erforderlich. 
Die Bundesregierung schlägt daher eine Anhebung 
der Vors teuerpauschalen für die Landwirtschaft von 
derzeit 6 v. H. auf 7 v. H. und für die Forstwirtschaft 
von 4 V. H. auf 5 v. H. vor. Bei der Ermittlung der 
Mehreinnahmen aus der Umsatzsteuererhöhung ist 
diese Anhebung der Vorsteuerpauschalen bereits 
berücksichtigt worden. 

Schließlich stellt sich die Frage einer Änderung des 
§19 UStG (Besteuerung der sog. Kleinunternehmer). 
Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
richtes vom 19. März 1974 (BStBl. II S. 273) ist die 
Besteuerung der Kleinunternehmer spätestens dann 
zu ändern, wenn die für diese Unternehmer gelten- 
den umsatzsteuerlichen Vorschriften im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft harmonisiert wer- 
den. Dies soll bei der Umsetzung der 6. Umsatzsteu- 
errichtlinie in nationales Recht erfolgen. Mit der 
Verabschiedung dieser Richtlinie ist nach dem ge- 
genwärtigen Stand der Beratungen demnächst zu 
rechnen. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu §1 Nr, 1 {§12 UStG) 

Die Vorschrift regelt die Anhebung der Steuersätze. 
Der allgemeine Steuersatz wird um 2 Hundertsatz- 
punkte auf 13 V. H., der ermäßigte Steuersatz um 
1 Hundertsatzpunkt auf 6,5 v. H. angehoben. 

Zu §1 Nr. 2 (§ 24 UStG) 

Die Erhöhung der Umsatzsteuersätze führt zu einer 
Erhöhung der Umsatzsteuervorbelastung der Land- 
und Forstwirtschaft. Die Durchschnittsätze für land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe müssen deshalb 
entsprechend angepaßt werden. 

Auf Grund der für das Wirtschaftsjahr 1975/76 er- 
mittelten Vorsteuerbelastung ist vorgesehen, die 
Durchschnittsätze für die Steuer und die Vorsteuer 
wie folgt zu erhöhen: 

— bei der Forstwirtschaft von bisher 4 v. H. auf 
5 V. H. 

— bei der Landwirtschaft von bisher 6 v. H. auf 
7 V. H. 
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Die Durchschnittsätze für die Landwirtschaft wer- 
den bis zum Jahre 1980 noch durch den Aufwer- 
tungsausgleich beeinflußt, der stufenweise abgebaut 
wird. Die Erhöhungssätze, die in den Kalenderjah- 
ren 1978 bis 1980 anzuwenden sind, sind der Deut- 
lichkeit halber in § 24 Abs. 1 aufgeführt. Damit er- 
übrigt sich die in Artikel 39 § 1 des Haushaltsstruk- 
turgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091) 
vorgesehene jährliche Neufassung des Umsatzsteu- 
ergesetzes. 

Für Umsätze, auf die im Rahmen der für die Land- 
und Forstwirtschaft geltenden Durchschnittsbesteue- 
rung aus Wettbewerbsgründen der allgemeine 
Steuersatz anzuwenden ist (in der Anlage 1 zu § 12 
UStG nicht aufgeführte Sägewerkserzeugnisse und 
Getränke sowie alkoholische Flüssigkeiten), gilt 
nun ebenfalls der Steuersatz von 13 v. H. 

Zu § 1 Nr, 3 Buchstabe a (§ 27 UStG) 

Die Vorschrift bestimmt, ab wann die neuen Steu- 
ersätze anzuwenden sind. 

Zu §1 Nr, 3 Buchstabe b (§ 27 UStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu § 1 Nr, 3 Buchstabe c (§ 27 UStG) 

Die Vorschrift enthält eine redaktionelle Änderung 
und bestimmt, ab wann die neue Fassung des § 24 
Äbs. 1 UStG anzuwenden ist. 

Zu § 1 Nr, 3 Buchstabe d (§ 27 UStG) 

Es handelt sich hierbei um eine redaktionelle Än- 
derung des bisherigen § 27 Abs. 17 UStG, die wegen 
der Anhebung der Steuersätze erforderlich ist. 

Zu § 1 Nr, 4 (§ 29) 

Die neue Vorschrift des § 29 Äbs. 3 UStG bestimmt, 
daß eine umsatzsteuerliche Mehrbelastung infolge 
der Änderung der Steuersätze unter den Vertrags- 
partnern auszugleichen ist. Sie entspricht § 29 
Abs. 1 UStG, dessen Geltung sich wie die des § 29 
Abs. 2 UStG auf den Übergang von der Bruttoum- 
satzsteuer zur Mehrwertsteuer beschränkt. 

Als maßgebender Abgrenzungszeitpunkt wird der 
1. Oktober 1977 vorgesehen. Hierbei wird unter- 
stellt, daß das Gesetz vorher verabschiedet und 
verkündet wird. In diesem Falle besteht kein 
Schutzbedürfnis für die nach dem 30. September 
1977 geschlossenen Verträge. 

Zu §1 Nr, 5 (UStG, Anlage 1) 

Die Überschrift der Anlage 1 des Umsatzsteuerge- 
setzes wird redaktionell an die Erhöhung des ermä- 
ßigten Steuersatzes angepaßt. 

Zu §2 Nr, 1 (§ 24 UStG) 

Die Vorschrift enthält die Neufassung des § 24 
Abs. 1 UStG für die Zeit nach dem Auslaufen des 
Aufwertungsausgleichs, also ab 1981. Sie entspricht 
inhaltlich — mit Ausnahme der Durchschnittsätze 
— dem Artikel 39 § 2 des Haushaltsstrukturgeset- 
zes, der aufgehoben wird (siehe Artikel 11). 


Zu §2 Nr, 2 (§ 27 UStG) 

Die Vorschrift bestimmt, ab wann die nach dem 
Auslaufen des Aufwertungsausgleichs geltende 
Neufassung des § 24 Abs. 1 UStG anzuwenden ist. 


Zu Artikel 2 (Bundeskindergeldgesetz) 

In der Regierungserklärung vom 16. Dezember 1976 
wurde angekündigt, im Zusammenhang mit der Er- 
höhung der Mehrwertsteuer zum 1. Januar 1978 das 
Kindergeld für Familien mit mehreren Kindern zu 
verbessern, und zwar den Kindergeldsatz für das 
zweite Kind von 70 DM auf 80 DM und den Kinder- 
geldsatz für das dritte Kind und die weiteren Kin- 
der von 120 DM auf 150 DM zu erhöhen. Dem ent- 
spricht die hier vorgeschlagene Änderung des Bun- 
deskindergeldgesetzes. 

Eine Anpassung sämtlicher Kindergeldsätze an die 
in der Zeit von Anfang 1975 bis Anfang 1978 einge- 
tretene und noch zu erwartende Entwicklung der 
Kosten für die einfache Lebenshaltimg eines Kindes 
ist finanz wirtschaftlich nicht vertretbar; eine Erhö- 
hung sämtlicher Kindergeldsätze z. B. um 20 v. H. 
würden den Bund etwa 2,8Mrd. DM jährlich ko- 
sten. Die Bundesregierung ist deshalb der Meinung, 
daß mit den zur Verfügung stehenden Mitteln in er- 
ster Linie den Familien mit drei oder mehr Kindern 
geholfen werden muß, da sie von der allgemeinen 
Steigerung der Lebenshaltungskosten verhältnismä- 
ßig stärker als die Familien mit einem Kind oder 
mit zwei Kindern betroffen sind. Dabei ist auch be- 
rücksichtigt, daß die Familien mit einem Kind oder 
— im unteren und mittleren Einkommensbereich — 
mit zwei Kindern durch die am 1. Januar 1975 wirk- 
sam gewordene Reform des Familienlastenaus- 
gleichs eine relativ größere Entlastung als die Fa- 
milien mit drei oder mehr Kindern erfahren ha- 
ben. 

Durch die vorgeschlagene Erhöhung der Kinder- 
geldsätze wird eine Verbesserung des Kindergeldes 
für Familien mit drei Kindern um 16,6 v. H für Fa- 
milien mit vier Kindern um 19,4 v. H. und für Fami- 
lien mit fünf Kindern um 20,8 v. H. erreicht. 

Infolge der Erhöhung der Kindergeldsätze erhöhen 
sich auch automatisch die Mindestsätze der Kinder- 
zulage der gesetzlichen Unfallversicherung (§ 583 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung). 


Zu Artikel 3 (Einkommensteuergesetz) 

A. Allgemeines 

Artikel 3 bestimmt — entsprechend der Ankündi- 
gung in der Regierungserklärung — bei der Lohn- 
und Einkommensteuer die Anhebung der Sonder- 
ausgabenhöchstbeträge mit den entsprechenden 
Folgeänderungen und Erleichterungen zugunsten 
unterhaltsverpflichteter geschiedener und getrennt 
lebender Eltern sowie unterhaltsverpflichteter El- 
tern nichtehelicher Kinder. 

Darüber hinaus enthält Artikel 3 einige andere vor- 
dringliche Änderungen des Einkommensteuergeset- 
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zes (z. B. die Anpassung des Kinderbegriffs an den 
des Bundeskindergeldgesetzes; Eröffnung der Mög- 
lichkeit für Bausparer, im Fall der Arbeitslosigkeit 
über das Bausparguthaben vor Ablauf der Festle- 
gungsfrist steuerunschädlich zu verfügen; Ein- 
schränkung des Personenkreises, dem der sog. Vor- 
wegabzug zugebilligt wird). 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Nummer 1 Buchstabe a (§ 3 Ziff. 1 EStG) 

Nach dem Entwurf eines Zwanzigsten Rentenanpas- 
sungsgesetzes soll der Kinderzuschuß in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung auf dem gegenwärtigen 
Stand (in der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten 152,90 DM, in der knappschaftli- 
chCn Rentenversicherung 154,50 DM monatlich) 
festgehalten werden. Unter diesen Umständen er- 
scheint es angemessen, den Kinderzuschuß in der 
gesetzlichen Rentenversicherung von der Einkom- 
mensteuer zu befreien. Die übrigen Änderungen 
sind Anpassungen an Änderungen anderer Gesetze. 

Zu Nummer 1 Buchstaben b und c (§ 3 Ziff. 5, 6 
EStG) 

Es handelt sich um die Anpassung der Vorschriften 
an inzwischen eingetretene Änderungen anderer 
Gesetze. 

Zu Nummer 1 Buchstabe cf (§ 3 Ziff. 60 EStG) 

Durch die Neufassung der Ziffer 60 wird ihrer tat- 
sächlichen Handhabung Rechnung getragen. Insbe- 
sondere werden die Arbeitnehmer der Eisen- und 
Stahlindustrie einbezogen, weil diese ebenso wie 
der Bergbau der Sozialvorschrift des Artikels 56 § 2 
des Montanunionvertrags unterliegt. 

Zu Nummer 1 Buchstabe e (§ 3 Ziff. 64 EStG) 

Die Änderung der Ziffer 64 enthält eine redaktio- 
nelle Anpassung an das geänderte Bundesbesol- 
dungsgesetz. 

Zu Nummer 2 (§ 8 Abs. 2 EStG) 

Die neue Vorschrift des § 8 Abs. 2 Satz 2 EStG trägt 
der Verordnungsermächtigung in § 17 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch Rechnung. Die bisher den 
Ländern eingeräumte Befugnis zur Festsetzung von 
Sachbezugswerten (§ 3 Abs. 2 LStDV) wird hier- 
durch für den Bereich der Einkommensbesteuerung, 
ebenso wie schon für den Bereich der Sozialversi- 
cherung, auf die Bundesregierung übertragen. 

Zu Nummer 3 Buchstabe a (§ 10 Abs. 3 EStG) 

Doppelbuchstabe aa (§ 10 Abs. 3 Ziff. 1 EStG) 

Zur steuerlichen Entlastung wird der Sonderausga- 
ben-Höchstbetrag von 1 800 DM auf 2 100 DM je 
Steuerpflichtigen angehoben. Die geltenden Höchst- 
beträge reichen in vielen Fällen nicht mehr aus, um 
die gestiegenen Vorsorgeaufwendungen, insbeson- 
dere die Beiträge zu den Sozialversicherungen, ab- 
zudecken. Die Anhebung des Grundhöchstbetrags 


nach Ziffer 1 führt gleichzeitig zu einer Erhöhung 
des hälftigen Abzugs nach Ziffer 3 der Vorschrift. 
Insgesamt wird also bei Vorliegen entsprechender 
Aufwendungen das bisherige Abzugsvolumen für 
Alleinstehende um 450 DM und für Ehegatten um 
900 DM erweitert. 

Doppelbuchstabe bb (§ 10 Abs. 3 Ziff. 2 EStG) 

Die Änderung enthält eine Einschränkung des Perso- 
nenkreises, dem der zusätzliche Sonderausgaben- 
Höchstbetrag für Versicherungsbeiträge (sog. Vor- 
wegabzug) zugebilligt wird. Dieser zusätzliche 
Höchstbetrag soll nach seiner Zweckbestimmung 
einen Ausgleich dafür bieten, daß bei Arbeitneh- 
mern der Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Ren- 
tenversicherung steuerfrei bleibt, während der selb- 
ständig Tätige seine Beiträge zur Altersvorsorge in 
voller Höhe selbst aufbringen muß. Unter dem Ge- 
sichtspunkt der Gleichmäßigkeit wird der zusätzli- 
che Sonderausgaben-Höchstbetrag grundsätzlich 
allen Steuerpflichtigen zugebilligt, bei Arbeitneh- 
mern jedoch um den Arbeitgeberanteil zur gesetzli- 
chen Rentenversicherung gekürzt. Dabei ist aus 
Vereinfachungsgründen der zusätzliche Höchstbe- 
trag bisher auch solchen Personen ungekürzt zuge- 
standen worden, die — wie z. B. Beamte — im Zu- 
sammenhang mit ihrer Berufstätigkeit Anwartschaf- 
ten auf eine Altersversorgung erwerben, ohne daß 
dazu Beiträge geleistet werden. Es ist gefordert 
worden, diesen Personenkreis künftig auszuschlie- 
ßen. 

Der Entwurf trägt dieser Forderung in der Weise 
Rechnung, daß der zusätzliche Sonderausgaben- 
Höchstbetrag für diesen Personenkreis jeweils in 
Höhe des Betrags gekürzt wird, der als Arbeitge- 
berbeitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung zu 
entrichten wäre, falls Versicherungspflicht bestän- 
de. 

Unter Doppelbuchstabe aa des neuen § 10 Abs. 3 
Ziff. 2 EStG fallen die Beamten und alle sonstigen 
Beschäftigten, die auf Grund ihres Beschäftigungs- 
verhältnisses Anwartschaftsrechte auf lebenslängli- 
che Versorgung nach beamtenrechtlichen Vor- 
schriften oder Grundsätzen oder entsprechenden 
kirchenrechtlichen Regelungen erwerben (z. B. 
Richter, Berufssoldaten, Beschäftigte bei Trägern 
der Sozialversicherungen, Geistliche). Die Begriffs- 
bestimmungen ergeben sich aus §§ 1229 ff. der 
Reichsversicherungsordnung, §§ 6 ff. des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes und § 32 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes. 

Unter Doppelbuchstabe bb der neuen Vorschrift fal- 
len die Steuerpflichtigen, die nicht der gesetzlichen 
Rentenversicherungspflicht unterliegen, denen je- 
doch ohne eigene Beitragsleistung eine betriebliche 
Pensionsanwartschaft zugesagt wird (z. B. Vor- 
standsmitglied einer Aktiengesellschaft). Aus Grün- 
den der Praktikabilität kann bei der Erfassung die- 
ses Personenkreises nicht auf den Wert der Pensi- 
onsanwartschaft abgestellt werden. 

Doppelbuchstabe cc der neuen Vorschrift betrifft 
die Mitglieder des Deutschen Bundestages oder der 
Länderparlamente, die künftig ebenfalls Versor- 
gungsanwartschaften nach beamtenrechtlichen 
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Grundsätzen erwerben (vgl. §§18 ff. des Abgeord- 
netengesetzes vom 18. Februar 1977, BGBl. I S. 297). 

Zu Nummer 3 Buchstabe b (§ 10 Abs. 6 EStG) 

Die neue Vorschrift erlaubt es Bausparern, für den 
Fall ihrer Arbeitslosigkeit über die Bauspargutha- 
ben vor Ablauf der Festlegungsfrist steuerunschäd- 
lich zu verfügen. Da im Einzelfall praktisch nicht 
festgestellt werden kann, ob der Bausparer sich in 
einer Notlage befindet, soll er nur dann steuerun- 
schädlich über die Beträge verfügen können, wenn 
seine Arbeitslosigkeit mindestens ein Jahr bestanden 
hat. Im allgemeinen bezieht der Arbeitslose dann nur 
noch Arbeitslosenhilfe, so daß sich seine wirt- 
schaftliche Lage verschlechtert. 

Zu Nummer 4 (§ 10 c EStG) 

Bei den Änderungen des § 10 c Abs. 3 EStG handelt 
es sich einmal um Anpassungen an die Anhebung 
des Sonderausgaben-Höchstbetrags nach § 10 Abs. 3 
Ziff. 1 EStG. Daneben soll der Beitragsentwicklung 
in der gesetzlichen Sozialversicherung bei der Be- 
messung der Vorsorgepauschale Rechnung getra- 
gen werden. Während bisher die Vorsorgepauscha- 
le von Vorsorgeaufwendungen in Höhe von 16 v. H. 
des Arbeitslohns ausgeht, sollen künftig für die Be- 
messung der Vorsorgepauschale Vorsorgeaufwen- 
dungen in Höhe von 18 v. H. des Arbeitslohns, 
höchstens 18 v. H. der jährlichen Beitragsbemes- 
sungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, unterstellt werden. Eine solche Anhebung er- 
scheint erforderlich, um die mit der Vorsorgepau- 
schale verbundene Vereinfachungswirkung für ei- 
nen überschaubaren Zeitraum zu sichern. 

Durch den neuen Absatz 5 wird gesetzlich klarge- 
stellt, daß die Summe der bei einer getrennten Ver- 
anlagung von Ehegatten zu berücksichtigenden 
Vorsorgepauschalen nicht höher sein darf, als die 
Vorsorgepauschale bei einer Zusammenveranla- 
gung von Ehegatten. 

Zu Nummer 5 (§ 14 a EStG) 

Die steuerliche Behandlung der Land- und Forstwir- 
te wird z. Z. von einer unabhängigen Sachverstän- 
digenkommission untersucht, die von der Bundesre- 
gierung eingesetzt worden ist. Das Gutachten die- 
ser Kommission wird erst Ende 1977 vorliegen, so 
daß gesetzgeberische Maßnahmen erst zu diesem 
Zeitpunkt eingeleitet werden können. Die Bundes- 
regierung hält es daher für zweckmäßig, die Steuer- 
vergünstigung des § 14 a Abs. 1 EStG um zwei Jah- 
re zu verlängern. 

Zu Nummer 6 (§ 32 EStG) 

Durch die neue Vorschrift des § 32 Abs. 6 Ziff. 1 a 
EStG werden die einkommensteuerrechtlichen Kon- 
sequenzen aus Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Än- 
derung des Bundeskindergeldgesetzes und des 
Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung vom 
18. August 1976 (BGBl. I S. 2213) gezogen. Einkom- 
mensteuerrechtlich sollen Kinder ebenso wie für 
die Zahlung von Kindergeld berücksichtigt werden, 
die das 18., aber noch nicht das 23. Lebensjahr voll- 
endet haben, wenn sie 


1. ausbildungswillig sind, aber noch keinen Aus- 
bildungsplatz haben oder 

2. keine Ausbildung mehr anstreben, jedoch kei- 
nen Arbeitsplatz finden. 

Diese Kinder sind finanziell ebenso von ihren El- 
tern abhängig wie in Berufsausbildung befindliche 
Kinder, die nach § 32 Abs. 6 Ziff. 1 EStG berück- 
sichtigt werden. 

Zu Nummer 7 (§ 33 a EStG) 

Auf Grund des § 32 Abs. 4 EStG werden Kinder ge- 
schiedener oder dauernd getrennt lebender Eltern 
sowie nichteheliche Kinder steuerlich nur bei dem 
Elternteil berücksichtigt, dem sie zugeordnet sind. 
Der andere Elternteil erhält — abgesehen von einer 
Steuerermäßigung wegen außergewöhnlicher Bela- 
stung nach § 33 EStG — wegen seiner Aufwendun- 
gen für das Kind keine einkommensteuerlichen Er- 
leichterungen. Die üblichen Unterhaltsaufwendun- 
gen beider Elternteile werden in diesen Fällen wie 
bei zusammßnlebenden Eltern durch das Kindergeld 
oder eine entsprechende Leistung für Kinder (§ 8 
Abs. 1 BKGG) abgegolten. Gegenüber mit ihrem 
Kind zusammenlebenden Eltern entstehen bei dau- 
ernd getrennter Haushaltsführung jedoch dem El- 
ternteil, bei dem das Kind nicht zu berücksichtigen 
ist, nach allgemeiner Lebenserfahrung Mehrbela- 
stungen, z. B. durch die Pflege des Eltern-Kind- 
Verhältnisses. 

Durch die vorgeschlagene Regelung soll die ver- 
minderte steuerliche Leistungsfähigkeit dieses Per- 
sonenkreises angemessen berücksichtigt werden. 
Dies kann wegen der unterschiedlichen Lebensver- 
hältnisse nur in typisierender Weise geschehen, 
wobei Schätzungen erforderlich sind. Vorgesehen 
ist ein Betrag von 600 Deutsche Mark jährlich, der 
vom Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen wird. 
Voraussetzung ist, daß der Steuerpflichtige seiner 
Unterhalts Verpflichtung gegenüber dem Kind nach- 
kommt. 

Es liegt im Rahmen der Gestaltungsfreiheit des Ge- 
setzgebers, nach Maßgabe der haushaltsmäßigen 
Gegebenheiten den Veranlagungszeitraum 1978 für 
die erstmalige Anwendung der Entlastungsmaßnah- 
me zu bestimmen [vgl. Beschlüsse des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 2. Oktober 1969 1 BvL 12/68 
(BVerfGE 27, 58 [66]) und vom 23. November 1976 
1 BvR 150/75 (BStBl. 1977 II S. 135)]. 

Zu Nummer 8 (§ 38 c EStG) 

Es handelt sich um Folgeänderungen aus der Anhe- 
bung des Sonderausgabenhöchstbetrags nach § 10 
Abs. 3 Ziff. 1 EStG und aus der Anhebung des der 
Vorsorgepauschale zugrundeliegenden Vomhun- 
dertsatzes in § 10 c Abs. 3 EStG. 

Zu Nummer 9 (§ 39 d EStG) 

Nach der geltenden Fassung des § 39 d EStG kön- 
nen beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer ins- 
besondere Freibeträge im Lohnsteuerverfahren in 
der Regel nicht beanspruchen, wenn sie erst nach 
dem 30. November in ein Dienstverhältnis eintre- 
ten oder das Dienstverhältnis weniger als einen 
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Monat besteht. Dies erscheint unbefriedigend, weil 
ein Lohnsteuer-Jahresausgleich für beschränkt steu- 
erpflichtige Arbeitnehmer nicht durchgeführt wird. 
Durch die vorgeschlagenen Änderungen werden 
daher die bestehenden Verfahrenseinschränkungen 
beseitigt. 

Zu Nummer 10 Buchstabe a (§ 42 b Abs. 1 EStG) 
Doppelbuchstabe aa 

Durch die Änderung des § 42 b Abs. 1 Ziff. 2 EStG 
wird der Lohnsteuer-Jahresausgleich durch den Ar- 
beitgeber auch für Arbeitnehmer in der Steuerklas- 
se IV zugelassen. Damit wird eine teilweise Erstat- 
tung der Lohnsteuer-Überzahlungen, die beim Lohn- 
steuerabzug nach der Steuerklasse IV in der Regel 
entstehen, durch den Arbeitgeber und damit früher 
als im finanzamtlichen Verfahren ermöglicht. 

Doppelbuchstabe bb 

Durch die Neufassung der Ziffer 3 in § 42 b Abs. 1 
EStG bleibt der Lohnsteuer- Jahresausgleich durch 
den Arbeitgeber weiterhin für diejenigen Arbeit- 
nehmer ausgeschlossen, die nur für einen Teil des 
Ausgleichsjahres nach der Steuerklasse IV zu be- 
steuern waren. Gleichzeitig werden in die Aus- 
schlußregelung die Arbeitnehmer einbezogen, die 
nur für einen Teil des Kalenderjahres nach der 
Steuerklasse III zu besteuern waren. Damit ist der 
Lohnsteuer-Jahresausgleich durch den Arbeitgeber 
für Ehegatten, die beide Arbeitslohn beziehen, in 
allen Fällen des Steuerklassenwechsels ausge- 
schlossen. Hierdurch werden ungerechtfertigte 
Steuerstattungen vermieden. 

Zu Nummer 10 Buchstabe b (§ 42 b Abs. 2 EStG) 

Durch die Neufassung der Ziffer 3 des § 42 b Abs. 1 
EStG werden andererseits solche Arbeitnehmer in 
den Lohnsteuer-Jahresausgleich durch den Arbeit- 
geber einbezogen, die tarifbegünstigte Bezüge bezo- 
gen haben. Durch Ergänzungen in § 42 b Abs. 2 
EStG werden dieselben Regelungen getroffen, wie 
sie nach § 42 Abs, 4 Satz 2 und 6 EStG für das fi- 
nanzamtliche Verfahren gelten. 

Zu Nummer H (§ 44 c EStG) 

Die Änderung folgt aus der Ergänzung des § 5 
Abs. 1 KStG. Auf die Begründung zu Artikel 4 (zu 
Nummer 1) wird Bezug genommen. 

Zu Nummer 12 (§ 51 a EStG) 

Die Änderung trägt der Erhöhung des Kindergeldes 
auf monatlich 80 Deutsche Mark für das zweite 
Kind und auf monatlich 150 Deutsche Mark für je- 
des weitere Kind Rechnung. 

Zu Nummer 13 (§ 52 EStG) 

Die Vorschrift enthält die erforderlichen Anwen- 
dungsbestimmungen. Außerdem werden einige Re- 
gelungen gestrichen, die durch Zeitablauf überholt 
sind. 


Die steuerliche Behandlung der Land- und Forstwir- 
te wird z. Z. von einer unabhängigen Sachverstän- 
digenkommission untersucht, die von der Bundesre- 
gierung eingesetzt worden ist. Das Gutachten die- 
ser Kommission wird erst Ende 1977 vorliegen, so 
daß gesetzgeberische Maßnahmen erst zu diesem 
Zeitpunkt eingeleitet werden können. Die Bundes- 
regierung hält es daher für zweckmäßig, den Frei- 
betrag für Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
{§ 13 Abs. 3 EStG) um zwei Jahre zu verlängern. 

Zu Artikel 4 (Körperschaftsteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 5 KStG) 

Die Vorschrift befreit die in § 46 a des Kredit- 
wesengesetzes in der Fassung vom 3. Mai 1976 
(BGBl. I S. 1121) genannten Sicherungseinrichtun- 
gen von Verbänden der Kreditinstitute von der 
Körperschaftsteuer, gleichgültig, ob sie in Form ei- 
ner Körperschaft, einer Personenvereinigung oder 
einer Vermögensmasse organisiert sind. Da das 
Kreditwesengesetz den Begriff der Sicherungsein- 
richtung nicht näher erläutert, ist es notwendig, im 
Körperschaftsteuergesetz eine Begriffsbestimmung 
vorzusehen. Bei der Frage, ob die Erfüllung der 
Verpflichtungen eines Kreditinstituts gefährdet ist, 
bleibt die etwaige Haftung eines Gewährträgers des 
Kreditinstituts außer Betracht. 

Die Befreiung soll die Einlagensicherung der Kre- 
ditinstitute, die zur Erhaltung und Förderung des 
Vertrauens in das Kreditgewerbe und in seine 
Funktionsfähigkeit innerhalb der Volkswirtschaft 
erforderlich ist, steuerlich erleichtern. Die bisher 
bereits bestehenden Sicherungseinrichtungen wer- 
den zur Zeit noch als unselbständige Sondervermö- 
gen der Kreditwirtschaftsverbände auf Grund der 
Steuerbefreiung für Berufsverbände gemäß § 5 
Abs. 1 Nr. 5 KStG 1977 im Verwaltungswege als 
steuerfrei anerkannt. Eine gesetzliche Absicherung 
der Steuerbefreiung ist jedoch im Hinblick auf die 
zukünftige Entwicklung erforderlich, wie sich be- 
reits bei den Beratungen des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Kreditwesengesetzes (vgl. Bericht 
und Antrag des Finanzausschusses, Drucksache 
7/4631) gezeigt hat. Denn die Sicherungseinrichtun- 
gen verlieren ihre Steuerfreiheit, sobald sie als 
selbständige Sondervermögen anzusehen sind oder 
falls sie in anderer Form organisiert werden. 

Eine entsprechende Regelung ist für Einrichtungen 
der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft zur Siche- 
rung von Spareinlagen vorgesehen. Gemäß § 2 
Abs. 3 des Kreditwesengesetzes gelten die Bestim- 
mungen dieses Gesetzes auch für gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen und Organe der staatlichen 
Wohnungspolitik, soweit sie das Einlagengeschäft 
gemäß § 1 Abs. 1 Nummer 1 dieses Gesetzes betrei- 
ben. Die Gleichstellung ihrer Einrichtungen zur 
Einlagensicherung mit den Sicherungseinrichtungen 
des Kreditgewerbes ist daher gerechtfertigt. 

Zu Nummer 2 (§ 54 KStG) 

Der neue Absatz 8 des § 54 bestimmt die erstmalige 
Anwendung der ins Gesetz aufgenommenen Befrei- 
ungsvorschrift. Sie soll erstmals für den Veranla- 
gungszeitraum 1978 gelten. 
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Zu Artikel 5 (Gewerbesteuergesetz) 

A. Allgemeines 

Artikel 5 enthält die Vorschriften, die — entspre- 
chend der Ankündigung in der Regierungserklä- 
rung — zu einer Ermäßigung der Gewerbesteuerbe- 
lastung mit Schwerpunkt bei den ertragsunabhängi- 
gen Teilen dieser Steuer führen sollen. Dabei steht 
die Entlastung der kleinen und mittleren Gewerbe- 
betriebe im Vordergrund. Vorgesehen ist die Ein- 
führung von Freibeträgen bei der Gewerbekapital- 
steuer und Lohnsummensteuer in Höhe von jeweils 
60 000 DM. Daneben soll der Freibetrag bei der Ge- 
werbeertragsteuer auf 24 000 DM erhöht werden bei 
gleichzeitigem Wegfall der Stufen mit ermäßigten 
Steuermeßzahlen. 

Darüber hinaus enthält der Entwurf eine Ausdeh- 
nung der Steuerbefreiung auf Sicherungseinrichtun- 
gen von Verbänden der Kreditinstitute und eine Er- 
weiterung der Vorschriften des § 8 Ziff. 8, § 9 Ziff. 2 
und § 12 Abs. 3 Ziff. 2 GewStG auf ausländische 
Personengesellschaften. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Nummer f (§ 3 GewStG) 

Auf die Begründung zu Artikel 4 (Körperschaftsteu- 
ergesetz) wird Bezug genommen. 

Zu Nummer 2 (§ 6 GewStG) 

Die Änderung hat nur redaktionelle Bedeutung. 

Zu Nummer 3 (§§ 8, 9, 12 GewStG) 

Nach der bisherigen Rechtslage unterliegen Beteili- 
gungen an ausländischen Personengesellschaften 
sowie die daraus fließenden Beteiligungserträge der 
Gewerbesteuer, während ausländische Betriebstät- 
ten und, sofern bestimmte Voraussetzungen erfüllt 
sind, wesentliche Beteiligungen an ausländischen 
Kapitalgesellschaften und die daraus fließenden Er- 
träge nicht der Gewerbesteuer unterliegen. Durch 
die vorgesehene Änderung wird sichergestellt, daß 
Beteiligungen an ausländischen Personengesell- 
schaften ebenso behandelt werden wie ausländi- 
sche Betriebstätten und wesentliche Beteiligungen 
an ausländischen Kapitalgesellschaften. Die Ände- 
rung soll ab Erhebungszeitraum 1972 gelten. 

Zu Nummer 4 Buchstabe a (§ 11 Abs. 1 GewStG) 

Doppelbuchstabe aa (§ 1 1 Abs. 1 Satz 2 GewStG) 

Die Änderung hat nur redaktionelle Bedeutung. 

Doppelbuchstabe bb (§ 1 1 Abs. 1 Satz 3 GewStG) 

Der Freibetrag für natürliche Personen und Perso- 
nengesellschaften bei der Gewerbeertragsteuer, der 
mit Wirkung ab Erhebungszeitraum 1975 von 
7 200 DM auf 15 000 DM erhöht worden ist, wird auf 
24 000 DM angehoben. 


Zu Nummer 4 Buchstabe 5 (§ 11 Abs. 2 GewStG) 

Die Steuermeßzahl wird einheitlich auf 5 vom Hun- 
dert festgesetzt. Die Stufen mit ermäßigten Steuer- 
meßzahlen für natürliche Personen und Personenge- 
sellschaften entfallen mit Rücksicht auf die Anhe- 
bung des Freibetrags. Hierdurch wird eine stärkere 
Entlastung der kleineren Gewerbebetriebe mög- 
lich. 

Zu Nummer 4 Buchstabe c (§ 1 1 Abs. 3, 4 GewStG) 

Für die nach § 1 Abs. 2 Buchstabe c des Heimar- 
beitsgesetzes den Hausgewerbetreibenden gleichge- 
stellten Personen wird die Steuermeßzahl auf die 
Hälfte ermäßigt, wenn ihr Gesamtumsatz im Erhe- 
bungszeitraum 50 000 DM nicht übersteigt. Diese 
Grenze gilt seit dem Erhebungszeitraum 1961 un- 
verändert; sie ist durch die Entwicklung überholt. 
Im Hinblick darauf, daß der begünstigte Personen- 
kreis im begrenzten Umfang auch für den Absatz- 
markt tätig sein darf und damit in Wettbewerb zu 
vollsteuerpflichtigen Gewerbetreibenden tritt, wird 
die Grenze auf 50 000 DM der Entgelte aus der Tä- 
tigkeit unmittelbar für den Absatzmarkt festgesetzt. 
Die Grenze für den Gesamtumsatz entfällt damit. 

Im übrigen haben die Änderungen nur redaktionel- 
le Bedeutung. 

Zu Nummer 4 Buchstabe d (§ 1 1 Abs. 5 bis 7 GewStG) 
Die Änderung hat nur redaktionelle Bedeutung. 

Zu Nummer 5 Buchstabe a (§ 13 Abs. 1 GewStG) 

Die derzeitige Freigrenze bei der Gewerbekapital- 
steuer in § 13 Abs. 4 GewStG, die seit dem Erhe- 
bungszeitraum 1953 unverändert 6 000 DM beträgt, 
wird aus Gründen der Verwaltungsökonomie und 
zur Angleichung an die Gewerbeertragsteuer, die 
keine Freigrenze kennt, in einen Freibetrag umge- 
wandelt und auf 60 000 DM erhöht. 

Zu Nummer 5 Buchstabe b (§ 13 Abs. 4 GewStG) 

Die Änderung ist nur redaktioneller Art. Es handelt 
sich um eine Folgeänderung aus der Regelung un- 
ter Buchstabe a. 

Zu Nummer 5 Buchstabe c (§ 13 Abs. 5 GewStG) 

Die Änderung hat nuij redaktionelle Bedeutung. 

Zu Nummer 6 (§ 23 Abs. 2 GewStG) 

Die Änderung ist nur redaktioneller Art. Es handelt 
sich um eine Folgeänderung aus der Regelung un- 
ter Nummer 7 Buchstabe a. 

Zu Nummer 7 Buchstabe a (§ 25 Abs. 1 GewStG) 

Der derzeitige Freibetrag bei der Lohnsummen- 
steuer in § 23 Abs. 2 GewStG, der seit dem Kalender- 
jahr 1961 unverändert 9 000 DM beträgt, wird auf 
60 000 DM angehoben. Gleichzeitig entfällt die bis- 
herige Höchstgrenze von 24 000 DM aus Gründen 
der Verwaltungsökonomie. 

Entgegen der bisherigen Regelung wird jedoch der 
Freibetrag nicht in einem Jahresbetrag von 
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60 000 DM, sondern in einem Monatsbetrag von 
5 000 DM angegeben. Gleichzeitig wird festgelegt, 
daß der Freibetrag für jeden vollen oder angefange- 
nen Kalendermonat der Steuerpflicht zu gewähren 
ist. Die Bezugnahme auf den Kalendermonat findet 
ihre Begründung darin, daß bei der Lohnsummen- 
steuer — anders als bei der Gewerbeertragsteuer' 
und bei der Gewerbekapitalsteuer — grundsätzlich 
die Lohnsumme eines Kalendermonats Besteue- 
rungsgrundlage ist (§ 23 Abs. 1 Satz 1 GewStG). 
Macht die Gemeinde von der Möglichkeit Ge- 
brauch, die Lohnsumme eines Kalendervierteljahrs 
als Besteuerungsgrundlage zu bestimmen (§ 23 
Abs. 1 Satz 2 GewStG), so ergibt sich demnach, falls 
die Steuerpflicht während der ganzen Zeit bestan- 
den hat, ein Freibetrag von (3x5000DM=) 
15 000 DM. 

In den Fällen, in denen der Steuermeßbetrag nach 
der Lohnsumme durch das Finanzamt festgesetzt 
wird (§27 GewStG), kann der Festsetzungszeitraum 
eine Zeitspanne von einem Monat bis zu zwölf Mo- 
naten umfassen. Der Freibetrag ergibt sich dann 
aus der Anzahl der Monate, in denen die Steuer- 
pflicht bestanden hat. Er kann demnach bis zu 
12 X 5 000 DM =) 60 000 DM betragen. Auf- 
grund der Regelung des § 27 GewStG hat der Steu- 
erschuldner die Möglichkeit, den Jahresfreibetrag 
in Höhe von 60 000 DM voll auszuschöpfen, wenn 
die in den einzelnen Monaten oder Vierteljahren 
gezahlten Lohnsummen teilweise über und teilwei- 
se unter den zu gewährenden Freibeträgen gelegen 
haben. 

Zu Nummer 7 Buchstabe b (§ 25 Abs. 3, 4 GewStG) 

Auf die Begründung zu Nummer 4 Buchstabe c wird 
verwiesen. 

Zu Nummer 7 Buchstabe c (§ 25 Abs. 5, 6 GewStG) 
Die Änderung hat nur redaktionelle Bedeutung. 

Zu Nummer 8 (§ 36 GewStG) 

Die Neufassung des § 36 GewStG regelt in Absatz 1 
den Anwendungszeitraum cier Vorschriften des Ge- 
werbesteuergesetzes in der geänderten Fassung. Sie 
sollen erstmals für den Erhebungszeitraum 1978 
gelten. 

Die Erweiterung der Vorschriften des § 8 Ziff. 8, § 9 
Ziff. 2 und § 12 Abs. 3 Ziff. 2 GewStG soll nach Ab- 
satz 2 erstmals für den Erhebungszeitraum 1972 gel- 
ten. 

Der Absatz 3 entspricht wörtlich dem derzeitigen 
Absatz 3. 


Zu Artikel 6 (Vermögensteuergesetz) 

A. Allgemeines 

Artikel 6 bestimmt — entsprechend der Ankündi- 
gung in der Regierungserklärung — die Senkung 
der Vermögensteuersätze für natürliche und juristi- 
sche Personen. Die Bundesregierung erwartet von 
dieser Maßnahme, die sich insbesondere im Bereich 


des betrieblich gebundenen Vermögens auswirken 
wird, vor allem eine wesentliche Verbesserung des 
wirtschaftspolitischen Klimas. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Nummer 1 (§ 3 VStG) 

Auf die Begründung zu Artikel 4 wird Bezug ge- 
nommen. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a (§ 10 Abs. 1 VStG) 

Die Vermögensteuersätze werden von 0,7 v. H. auf 
0,5 V. H. und von 1 v. H. auf 0,7 v. H. herabge- 
setzt. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b (§ 10 Abs. 2 VStG) 

Die neuen Steuersätze sind niedriger als die Steuer- 
sätze, die bisher für Vermögen gelten, das der Ver- 
mögensabgabe nach dem Lastenausgleichsgesetz 
unterliegt. Deshalb erscheint es gerechtfertigt, auf 
die sonst mit dem Kalenderjahr 1978 auslaufende 
Sonderregelung für dieses abgabepflichtige Vermö- 
gen bereits ab 1. Januar 1978 zu verzichten. 

Zu Nummer 3 (§ 25 VStG) 

Die Neufassung des § 25 VStG bestimmt, daß die 
Vorschriften des Vermögensteuergesetzes in der 
geänderten Fassung erstmals für die Vermögensteu- 
er des Kalenderjahres 1978 gelten. 


Zu Ardkel 7 (Spar-Prämiengesetz) 

Zu Nummer f (§ 1 SparPG) 

Der neu eingefügte Buchstabe c entspricht der in 
Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe b (§10 Abs. 6 EStG) und 
in Artikel 8 (Wohnungsbau-Prämiengesetz) für Bau- 
sparbeiträge getroffenen Regelung. Die übrigen Än- 
derungen sind redaktioneller Art. 

Zu Nummer 2 (§ 6 SparPG) 

Nach dieser Ermächtigung kann der Verordnungs- 
geber zulassen, daß bei Arbeitslosigkeit oder bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses aus anderen 
Gründen Sparverträge über vermögenswirksame 
Leistungen mit anderen Sparbeiträgen fortgesetzt 
werden können. Die bisherige Rechtslage, nach der 
eine solche Fortsetzung nicht möglich ist, sondern 
zur Inanspruchnahme der Prämienbegünstigung ein 
neuer Sparvertrag abgeschlossen werden muß, er- 
scheint unbefriedigend. 

Zu Nummer 3 (§ 8 SparPG) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des geänder- 
ten § 1 Abs. 4 Nr. 2 Buchstabe c SparPG. 

Zu Artikel 8 (Wohnungsbau-Prämiengesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 2 WoPG) 

Die Änderung entspricht der in Artikel 3 Nr. 2 (§ 10 
EStG) für den Sonderausgabenabzug getroffenen 
Regelung. 
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Zu Nummer 2 (§ 10 WoPG) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des neuen § 2 
Abs. 2 Nr. 4 des Wohnungsbau-Prämiengesetzes. 

Zu Artikel 9 (Drittes Vermögensbildungsgesetz) 

Zu Nummer f (§ 2 Abs. 1 Buchstabe e 3. VermBG) 

Die Neufassung des § 2 Abs. 1 Buchstabe e 
3. VermBG enthält Neuregelungen in Nummer 1 
Doppelbuchstabe cc und Nummer 4 Doppelbuchsta- 
be bb. 

Die neue Vorschrift des § 2 Abs. 1 Buchstabe e Nr. 1 
Doppelbuchstabe cc entspricht grundsätzlich der in 
Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe b (§ 10 Abs. 6 EStG), Arti- 
kel 7 Nr. 1 (§ 1 SparPG) und Artikel 8 Nr. 1 (§ 2 
WoPG) für den Fall der längerdauernden Arbeitslo- 
sigkeit des Bausparers bzw. Prämiensparers vorge- 
sehenen Regelung. Sie ermöglicht jedoch eine un- 
schädliche Verfügung vor Ablauf der Sperrfrist nur 
in Form der Abtretung oder Beleihung der Ansprü- 
che aus dem Versicherungsvertrag. Die vorzeitige 
Inanspruchnahme des Rückkaufwerts der Versiche- 
rung soll wegen der hierdurch für den Versicherten 
entstehenden wirtschaftlichen Nachteile nicht 
schon dann erleichtert werden, wenn der Arbeit- 
nehmer — in aller Regel vorübergehend — von Ar- 
beitslosigkeit betroffen ist. Eine vorzeitige Auszah- 
lung der Versicherungssumme im Falle von Ar- 
beitslosigkeit kommt bereits nach dem Inhalt der 
geförderten Lebensversicherungsverträge nicht in 
Betracht. 

Die Änderung des § 2 Abs. 1 Buchstabe e Nr. 4 er- 
möglicht bei längerdauernder Arbeitslosigkeit die 
Verrechnung von Gewinnanteilen mit fälligen Beiträ- 
gen, die sonst bei vermögensbildenden Lebensversi- 
cherungen nicht zulässig ist; sie soll Arbeitslosen 
die Aufrechterhaltung des Versicherungsschutzes 
erleichtern. 

Zu Nummer 2 (§ 5 3. VermBG) 

Der strenge Gleichbehandlungsgrundsatz des § 5 
verbietet jede noch so einleuchtende Beschränkung 
des Angebots innerbetrieblich vereinbarter vermö- 
genswirksamer Leistungen auf einen Teil der Beleg- 
schaft, sofern nicht eine tarifvertragliche Regelung 
über vermögenswirksame Leistungen — für die § 5 
nicht gilt — vollinhaltlich übernommen wird; bei 
Verstoß gegen § 5 entfällt für alle auf innerbetrieb- 
lichen Vereinbarungen beruhenden vermögenswirk- 
samen Leistungen die staatliche Förderung. 

Die Anwendung des § 5 hat insbesondere bei Be- 
triebsvereinbarungen und Einzelverträgen über ver- 
mögenswirksame Leistungen, die einen vermögens- 
wirksamen Tarifvertrag ergänzen, für Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber zu unbefriedigenden Ergebnissen 
geführt: Schon die vollinhaltliche Übernahme der 
tarifvertraglichen Regelung in innerbetriebliche 
Vereinbarungen für die nicht tarifgebundenen Ar- 
beitnehmer erwies sich vielfach (z. B. bei tarifver- 
traglichen Einkommensgrenzen) als praktisch nicht 
durchführbar. Vor allem aber wurden die in einem 
Betrieb angestrebten Verbesserungen gegenüber 


dem Tarifvertrag (z. B. Erweiterung des begünstig- 
ten Personenkreises, Leistungserhöhungen) oft da- 
durch in Frage gestellt, daß sie wegen § 5 nur unter 
Verzicht auf die weitere Anwendung der Differen- 
zierung des Tarifvertrags (z. B. Ausschluß von Be- 
triebsneulingen) zu verwirklichen waren. 

Wegen dieser unbefriedigenden Auswirkungen, die 
mit der Verbreitung vermögenswirksamer Tarifver- 
träge zunehmend hervorgetreten sind, erscheint es 
geboten, § 5 zu streichen. Die heute herrschende 
Stellung des Tarifvertrags als Vereinbarungsform 
für vermögenswirksame Leistungen und die Einfüh- 
rung der Einkommensgrenze im Jahr 1970 haben 
auch dazu beigetragen, daß die für die Schaffung 
des §5 (im 2. VermBG von 1965) entscheidende 
Überlegung, eine Bevorzugung höher verdienender 
Arbeitnehmer und daraus resultierende Spannun- 
gen im Betrieb zu vermeiden, ihr Gewicht verloren 
hat. 

Die Streichung des § 5 hat zur Folge, daß die Ge- 
währung innerbetrieblich vereinbarter vermögens- 
wirksamer Leistungen — wie die Gewährung tarif- 
vertraglicher vermögenswirksamer Leistungen und 
anderer betrieblicher Sozialleistungen — lediglich 
dem allgemeinen arbeitsrechtlichen Gleichbehand- 
lungsgrundsatz unterliegt und die staatliche Förde- 
rung yermögenswirksamer Leistungen generell nicht 
mehr von der Frage der Gleichbehandlung ab- 
hängt. 

Zu Nummer 3 (§ 17 3. VermBG) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der neuen 
Vorschriften des § 2 Abs. 1 Buchstabe e Nr. 1 
Doppelbuchstabe cc und Nummer 4 Doppelbuchstabe 
bb des Dritten Vermögensbildungsgesetzes. 


Zu Artikel 10 (Aufwertungsausgleichsgesetz) 

Zu Nummer 1 (Artikel 4 AufwAG) 

Durch die Vorschrift wird die Regelung über den 
Aufwertungsausgleich in Artikel 4 Abs. 1 AufwAG 
für die Jahre 1977 bis 1980 geändert. Dies ist wegen 
der Änderung der Durchschnittsätze des § 24 Abs. 1 
UStG durch Artikel 1 § 1 Nr. 2 erforderlich. 

Zu Nummer 2 (Artikel 5 AufwAG) 

Die Vorschrift enthält eine redaktionelle Änderung 
und bestimmt den Zeitpunkt, von dem an die neue 
Fassung des Artikels 4 Abs. 1 Satz 1 AufwAG anzu- 
wenden ist. 


Zu Artikel 1 1 (Haushaltsstrukturgesetz) 

Durch die Vorschrift wird Artikel 39 § 2 des Haus- 
haltsstrukturgesetzes, der eine Neufassung des § 24 
Abs. 1 UStG für die Zeit nach dem Auslaufen des 
Aufwertungsausgleichs enthält, aufgehoben. § 24 
Abs. 1 UStG wird für die Zeit vom 1. Januar 1981 
an durch Artikel 1 § 2 neu gefaßt. 
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Zu Artikel 12 (Sonstige Gesetze) 

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte ge- 
währt in § 25 Abs. 2 Satz 2 den Rechtsanwälten, die 
ihre Umsätze nach § 19 Abs. 1 bis 3 UStG versteu- 
ern, einen Ausgleichsanspruch in Höhe des ermä- 
ßigten Umsatzsteuersatzes. Gleiches gilt nach 
§ 151 a Satz 2 der Kostenordnung für die unter die 
Kleinunternehmerregelung fallenden Notare. Die 
Anhebung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes er- 
fordert deshalb eine entsprechende Anpassung die- 
ser Vorschriften. 


Zu Artikel 13 (Verordnung über die steuerliche Be- 
günstigung von Wasserkraftwerken) 

Die Verordnung über die steuerliche Begünstigung 
von Wasserkraftwerken vom 26. Oktober 1944 
(RGBL I S. 278) gewährt den Wasserkraftwerken, 
mit deren Bau bis zum 31. Dezember 1977 begonnen 
wird, neben gewissen Vergünstigungen für die Bau- 
zeit eine Ermäßigung um die Hälfte der gesetzli- 
chen Beträge auf dem Gebiete der Einkommensteu- 
er, Körperschaftsteuer, Vermögensteuer und Ge- 
werbesteuer auf die Dauer von 20 Jahren ab Be- 
triebsbeginn. 

Der Ausbau der Wasserkräfte in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist vor allem auf Grund der bishe- 
rigen Förderung verhältnismäßig weit fortgeschrit- 
ten; die noch verbleibenden ausbaufähigen Wasser- 
kräfte können nur noch einen relativ geringen zu- 
sätzlichen Beitrag zur Deckung des Energiebedarfs 
leisten. Wasserkraftwerke stellen jedoch eine in 
den laufenden Betriebskosten außerordentlich gün- 
stige und in der weiteren Entwicklung überschau- 
bare Energiequelle dar. Sie tragen mit dazu bei, die 
Stromerzeugung möglichst unabhängig von den Ri- 
siken der Brennstoffversorgung zu halten, wie sie 
insbesondere bei Mineralöl auftreten können. Au- 
ßerdem belastet diese Form der Stromerzeugung die 
Umwelt weder durch Emissionen noch durch Ab- 
wärme. 


Wasserkraftwerke sind außerordentlich kapitalin- 
tensiv. Ihre Ausbaukosten liegen mit 2 500 bis 3 500 
DM/kW in der Regel etwa drei- bis viermal so hoch 
wie z. B. bei Kohlekraftwerken. Die hohen Ausbau- 
kosten führen vor allem in den ersten 20 Betriebs- 
jahren zu einer wesentlich höheren Kapitaldienst- 
belastung. Als Folge des hohen Kapitaleinsatzes lie- 
gen die aufzubringenden Steuern, namentlich die 
Gewerbekapital- und die Vermögensteuer höher als 
bei Wärmekraftwerken. Dies würde dazu führen, daß 
die aus Wasserkraft erzeugte Kilowattstunde erheb- 
lich höher besteuert wäre als z. B. bei einem Kohle- 
kraftwerk. 

Bei den noch auszubauenden Wasserkräften han- 
delt es sich neben Pumpspeicherwerken im wesent- 
lichen um Projekte, die im Rahmen der Regulierung 
von Flüssen oder des Baues von Schiffahrtsstraßen 
vorgesehen sind. Die in Planung befindlichen Vor- 
haben sind zum Teil noch nicht so weit fortge- 
schritten, daß mit ihrem Bau bis Ende 1977 begon- 
nen werden könnte. 

Der Ausbau erfolgt im übrigen in der Reihenfolge 
der Wirtschaftlichkeit. Die noch ausbauwürdigen 
Anlagen erfordern wegen geringer Fallhöhe oder 
ungünstigerer Wasserführung z. T. einen erheblich 
höheren Kapitalaufwand als frühere Projekte. 

Die Verlängerung des Begünstigungszeitraums soll 
die steuerliche Gleichstellung der Wasserkraftwer- 
ke mit den Wärmekraftwerken in etwa aufrechter- 
halten und damit die wirtschaftliche Grundlage für 
den Bau weiterer Anlagen schaffen. 

Zu Artikel 14 (Berlin-Klausel) 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 15 (Inkrafttreten) 

Absatz 1 bestimmt den Tag nach der Verkündung 
als Zeitpunkt für das Inkrafttreten dieses Geset- 
zes. 

Ausnahmen davon enthält Absatz 2. 
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